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 Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/17575 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/18523 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Her-
ren! Herzlich Willkommen im Landtag von Nordrhein-Westfalen. Ich begrüße meine 
Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete recht herzlich, ebenso die große Anzahl an 
Sachverständigen. Vielen Dank, dass Sie sich heute die Zeit für uns nehmen und uns 
im Rahmen der Auseinandersetzung zum KiBiz inhaltlich aufs Pferd helfen. 

Ich weise vorab auf die eingegangenen Stellungnahmen hin und möchte mich bei 
Ihnen recht herzlich für die Arbeit bedanken. Gehen Sie als Sachverständige bitte da-
von aus, dass die Ausschussmitglieder die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen 
gelesen haben. Sie sind also inhaltlich auf Ballhöhe. Ein mündliches Statement zu 
Beginn der Anhörung ist nicht vorgesehen.  

Stattdessen werden die Abgeordneten direkt Fragen an Sie richten. Bitte notieren Sie 
sich also zunächst die Fragen, die die Fraktionen an Sie richten. Anschließend werden 
Sie einzeln, der Reihe nach gebeten, die gestellten Fragen zu beantworten. Pro Runde 
können die Fraktionen je zwei Fragen an zwei Sachverständige stellen.  

Unsere Gäste bitte ich, zu versuchen – das ist ganz wichtig –, die Antworten auf drei Mi-
nuten zu begrenzen. Es ist eine echte Herausforderung, in drei Minuten zu antworten. Für 
die Beantwortung mehrerer Fragen haben Sie fünf Minuten Zeit. Ich bin damit aber auch 
nicht so streng. Es wäre trotzdem schön, wenn Sie sich daran orientieren würden, weil 
man sich sonst gegenseitig Referate vorträgt. Das ist in dieser Anhörung nicht gewollt.  

Die Fraktionen haben die Möglichkeit, im Verlauf des gesamten Gesprächs zwei di-
rekte Nachfragen zu den Antworten der Gäste zu stellen. Mit diesem Vorgehen möchte 
der Ausschuss die vorhandene Zeit optimal nutzen. In der ersten Fragerunde – dieje-
nigen, die schon häufiger hier waren, wissen das – möchte ich allen Sachverständigen 
die Möglichkeit geben, sich zu den Fragen der Ausschussmitglieder zu äußern – un-
abhängig davon, ob die Frage direkt an Sie gerichtet wurde. Dadurch hat jeder die 
Möglichkeit, sein inhaltliches Statement abzugeben. Ich hoffe, das kommt Ihnen ent-
gegen. Wir beginnen mit der ersten Fragerunde. 

Jens Kamieth (CDU): Seitens der CDU-Fraktion möchte ich ein ganz herzliches Dan-
keschön insbesondere an Sie, die Damen und Herren Sachverständigen, ausspre-
chen. Ich stelle die ersten beiden Fragen zum Themenblock „Vereinbarkeit von Familie 
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und Beruf“, weil wir dazu gestern auch eine Anhörung hatten und mich interessiert, wie 
dies aus den Reihen der Sachverständigen beurteilt wird.  

Herr Dr. Jaeckel, eine verlässliche Kinderbetreuung ist eine zentrale Voraussetzung 
für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die Fachkräftesicherung insgesamt. 
Mit der KiBiz-Novellierung wird das Ziel verfolgt, die Betreuungsangebote stabiler und 
verlässlicher zu machen. Inwieweit trägt die Reform aus Ihrer Sicht dazu bei, die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern?  

Zweitens sind aus Sicht der Unternehmen gut ausgebaute und verlässliche Betreuungs-
möglichkeiten eine wichtige Grundlage dafür, dass Eltern, insbesondere Mütter, ihre Er-
werbstätigkeit ausweiten und aufrechterhalten können. Gleichzeitig führen kurzfristige 
Ausfälle und Notbetreuungssituationen immer wieder zu erheblichen Herausforderun-
gen im Arbeitsalltag von Eltern und Unternehmen. Inwieweit stehen unverlässliche Be-
treuungsangebote einer Vollbeschäftigung entgegen? Welchen Beitrag kann der vorlie-
gende Gesetzentwurf leisten, um spürbare Verbesserungen zu erreichen?  

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank an die Sachverständigen auch für die einge-
reichten Stellungnahmen. Ich danke dafür, dass sie sehr deutlich waren. Man sieht im 
politischen Prozess: Deutlichkeit hilft an der einen oder anderen Stelle auch weiter. Ich 
freue mich sehr, dass bei dieser Anhörung alle vier Gewerkschaften, die diesen Be-
reich vertreten, anwesend sind. Denn im Endeffekt geht es stark um die Beschäftigten, 
die das Beste für unsere Kinder erreichen müssen und um deren Arbeitsbedingungen.  

In den Stellungnahmen wurde uns mitgeteilt, dass sich bei der Erarbeitung dieses Ge-
setzentwurfs die Beschäftigtenvertretungen nicht ausreichend eingebunden gefühlt 
haben. Wir nehmen auch die Demonstration, die zu diesem Zeitpunkt mit mehreren 
Hundert Beschäftigten stattfindet, wahr.  

Ich darf meine Frage leider erst einmal nur an zwei Vertreter, zunächst an ver.di und 
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW stellen: Wie wird sich dieser Ge-
setzentwurf auf die Beschäftigungsbedingungen in den Kitas auswirken? Werden sich 
die Beschäftigungsbedingungen verbessern, oder wird er zu Verschlechterungen und 
damit dann zu einem weniger attraktiven Berufsbild führen?  

Meine zweite Frage richtet sich an die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege und das Kita-Bündnis. Wir haben in vielen Stellungnahmen 
gelesen, dass die Finanzierung unserer Einrichtungen eines der Hauptprobleme ist. 
Mit diesem Gesetzentwurf sollen künftig Buchungsschritte von fünf Stunden ermöglicht 
werden. Es wurde vielfach gesagt, dass dies die finanzielle Situation eher weniger 
stabilisieren wird. Was bräuchten wir aus Ihrer Sicht für die Stabilisierung der Finan-
zierung? Wir haben in vielen Stellungnahmen gelesen, dass eine Sockelfinanzierung 
der richtige Weg wäre. Vielleicht könnten Sie Ihre Position dazu ausführen. 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Erst einmal möchte ich von unserer Seite den vielen 
Sachverständigen dafür herzlich danken, dass sie heute hier sind und ihre Expertise 
schon in den Stellungnahmen sehr deutlich gemacht haben. Es ist für uns im Rahmen 
eines Gesetzgebungsverfahrens sehr wichtig, Ihre Rückmeldung zu hören und Ihre 
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Stellungnahmen sehr intensiv zu studieren. Ich würde gerne auf die Fragen zum Ge-
setz eingehen, die durchaus auch in Ihren Stellungnahmen aufgeworfen wurden.  

Ich beginne mit einer Frage an die Vertreter und Vertreterinnen des Kreises Steinfurt 
und der kommunalen Spitzenverbände. Es wird immer wieder gefordert, dass die Kin-
derpflegerinnen sowohl in Gruppenform I als auch in Gruppenform II regulär eingesetzt 
werden sollen, weil das einen gewissen Beitrag dazu leisten würde, dass der Fach-
kräftemangel abgefedert werden würde, und es auch dazu führt, dass im Rahmen des 
Kern- und Randzeitmodells die Ergänzungskräfte anders eingesetzt werden können. 
Wie stellen Sie sich den Einsatz von Kinderpflegerinnen in den anderen Gruppenfor-
men, also Gruppenform I und II, vor? In welchem Umfang wäre das gut? Wie würde 
sich das auf die Situation in den Kitas auswirken? 

Meine zweite Frage richtet sich an die Vertreterinnen der Landschaftsverbände. In Ih-
rer Stellungnahme haben Sie und auch einige andere deutlich gemacht, dass die Auf-
gaben der pädagogischen Fachkräfte bezüglich Dokumentation und Beobachtung 
ausgeweitet werden sollen, gleichzeitig aber die mittelbare pädagogische Arbeit von 
10 % aus dem Gesetz herausgestrichen werden soll. Sie wünschen sich weiterhin eine 
Festsetzung von 10 % bzw. eine prinzipielle Festsetzung der mittelbaren pädagogi-
schen Arbeit. In welcher Höhe wäre das aus Ihrer Perspektive notwendig? Welche 
Auswirkungen hätte eine höhere mittelbare pädagogische Arbeitszeit auf Personalpla-
nung und Finanzierung? Welche Auswirkungen hat aus Ihrer Perspektive die Strei-
chung der mittelbaren pädagogischen Arbeit aus dem Gesetzentwurf?  

Yvonne Gebauer (FDP): Vielen Dank Ihnen allen, die Sie uns heute als Sachverstän-
dige und Experten zur Verfügung stehen; auch ein herzliches Dankeschön für Ihre 
vielen umfangreichen Stellungnahmen.  

Meine erste Frage richtet sich an alle. Sie haben genau wie wir erfahren, dass Ände-
rungen vorgenommen worden sind. Wie bewerten Sie diese? Sind Sie ein substanzi-
eller Kurswechsel? Sind Sie eine fachlich sinnvolle Nachsteuerung oder doch eher ein 
Pflaster, welches den Grundkonflikt des Gesetzes aber im Zweifel nicht lösen wird?  

Meine zweite Frage richtet sich an den Kinderschutzbund und an den Verband Bildung 
und Erziehung hinsichtlich der Einrichtung von Kern- und Randzeiten. Welche Perso-
nalprofile wären fachlich geeignet bzw. noch vertretbar, falls Einrichtungen von dem 
Kern- und Randzeitenmodell zukünftig Gebrauch machen wollen, sofern es umgesetzt 
wird? Wo beginnt aus Ihrer Sicht dann eine Absenkung des Fachkräfteanspruchs, die 
den Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsauftrag unserer Kitas gefährdet? 

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die vorab eingereichten 
Stellungnahmen und dafür, dass Sie uns heute mit Ihrer Expertise auch in Präsenz zur 
Verfügung stehen.  

Meine erste, grundsätzliche Frage mit Blick auf den Schutz und die Förderung von 
Kindern richte ich an den Kinderschutzbund und den Landeselternbeirat: Wie bewer-
ten Sie die zukünftige Ausgestaltung wie im Gesetz vorgesehen im Hinblick auf Kin-
derschutz, Bildungsqualität und individuelle Förderung in Kindertageseinrichtungen?  
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Meine zweite Frage möchte ich an die komba gewerkschaft nrw und an den Kinder-
schutzbund richten, und zwar wird die vorgesehene Absenkung und Ausweitung der 
Qualifikationsstandards etwa durch einen verstärkten Einsatz fachfremder oder nur 
teilqualifizierter Kräfte kritisiert. Der Kinderschutzbund weist auf mögliche kumulative 
Effekte hin. Welche konkreten negativen Auswirkungen erwarten Sie im Hinblick auf 
die Qualität der Betreuung, Bildung und Förderung von Kindern in den Einrichtungen? 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Dann kommen wir in die erste Beantwortungsrunde. 
Vorher möchte ich noch die doch umfangreiche Zahl an Zuhörerinnen und Zuhörer auf 
der Tribüne begrüßen. Es ist schön, dass Sie das Thema spannend finden und unsere 
Anhörung verfolgen.  

Bianca Weber (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Es waren zwei Fragen an uns ge-
richtet. Die erste Frage bezog sich auf den Einsatz der Kinderpflegerinnen in den Grup-
penformen I und II. Wir können uns auf jeden Fall einen verstärkten Einsatz, eine Be-
rücksichtigung von Stunden vorstellen. Wir können Ihnen keinen speziellen Schlüssel 
präsentieren, der verstärkte Einsatz von Kinderpflegerinnen könnte aber auf jeden Fall 
eine Entlastung sein.  

Frau Gebauer hat die Frage an uns gerichtet, ob es sich bei dem Änderungsantrag um 
einen substanziellen Kurswechsel handelt oder damit der Grundkonflikt nicht gelöst 
wird. Wir begrüßen die Veränderungen und finden es positiv, dass die Mittel im System 
bleiben, die durch die demografischen Gewinne sonst dem System hätten entnommen 
werden können. Das begrüßen wir ausdrücklich.  

Allerdings werden dadurch die grundsätzlichen strukturellen Finanzierungsprobleme 
des Gesetzes nicht gelöst. Das haben wir in der Stellungnahme auch klar ausgeführt. 
Wir erwarten deutliche Verbesserungen und Gespräche, dass diese strukturellen 
Probleme angegangen werden. Es war unsere Hoffnung, dass dies bei den Gesprä-
chen über das neue Finanzierungssystem Berücksichtigung findet und insbesondere 
die starke kommunale Belastung angemessen berücksichtigt wird.  

Sie alle wissen, dass die Kommunen in erheblichem Maße freiwillige Zuschüsse über-
nehmen. Diese sind in den letzten Jahren auch deutlich gestiegen. Das System ist 
gewachsen, und demzufolge sind auch die übernommenen Anteile der Kommunen 
gestiegen. Wir führen aktuell eine Abfrage dazu durch, wie sich die Ausgaben der 
Kommunen im freiwilligen Bereich entwickelt haben. Die Abfrage läuft noch. Wir gehen 
davon aus, dass das mindestens eine Verdopplung oder sogar noch deutliche Erhö-
hung der Ausgangszahlen aus dem Jahr 2016 sind. Das sind erhebliche Mittel, die im 
System strukturell fehlen und die Kommunen jedes Jahr aufs Neue belasten.  

Dr. Matthias Menzel (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Die Frage 
von Frau Woestmann hat Bianca Weber meines Erachtens hinreichend beantwortet. 
Dem lässt sich nichts hinzufügen.  

Ich möchte noch etwas zu der Frage von Frau Gebauer sagen, ob die Änderungen aus-
reichend seien. Wir haben uns intensiv damit beschäftigt und sind sicherlich ein Stück 
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weit dankbar, dass es gelungen ist, die 106 Millionen Euro, die eigentlich aus dem Sys-
tem gefallen wären, nun zu erhalten. Die damit umgesetzten Maßnahmen halten wir für 
überwiegend sinnvoll. Die Stärkung der sprachlichen Bildung mit 50,5 Millionen Euro 
halten wir für sehr sinnvoll. Damit ist aber nicht die Problematik der ABC-Klassen gelöst. 
Es gibt nach wie vor keine hinreichende Abstimmung der Systeme untereinander. 
Nichtsdestotrotz halten wir die alltagsintegrierte Sprachförderung für das Mittel der 
Wahl. Es ist auf jeden Fall sinnvoll, dass dort mehr Mittel eingesetzt werden.  

Kritik haben wir durch unsere Ausgangsstellungnahme am Kita-Helferinnen-Pro-
gramm geübt – insbesondere mit Blick auf kleinere Einrichtungen, die durch einen Auf-
schlag auf die Kindpauschalen weniger Geld bekommen hätten. Das Problem wird 
durch den neuen Ansatz, durch den das alles nicht länger über die Kindpauschalen 
gemacht wird, sondern im Grunde genommen alle Kitas den gleichen Betrag bekom-
men, in einem sehr positiven Sinne gelöst.  

Der nächste Punkt sind die Standards und Gruppengrößen. Vom Grundsatz her ist die 
Personaloffensive ebenso wie die Erhöhung der Kern- und Randzeiten aus pädagogi-
scher Sicht absolut sinnvoll. Das Problem ist natürlich, dass hierdurch eine pädagogi-
sche Verbesserung zu verzeichnen ist, auf der anderen Seite aber möglicherweise das 
Problem entsteht, dass mit dem Personal weniger flexibel umgegangen werden kann. 
Man wird die Praxis und das, was da passiert, genau beobachten müssen.  

Mit diesen Änderungen gibt es – das hat Bianca Weber völlig zutreffend schon ausge-
führt – keine finanzielle Entlastung der Kommunen. Wir gehen davon aus, dass die 
freiwilligen Zuschüsse, auf die Bianca Weber eben zutreffend eingegangen ist, nicht 
nachlassen werden, sondern erwarten weitere Aufwüchse.  

(Auf der Besuchertribüne wird ein Plakat hochgehalten.) 

Es wurde auch nicht – das war ein zentraler Baustein unserer Ausgangsstellung-
nahme – das Thema „Verwaltungsaufwand“ berücksichtigt. Der Verwaltungsaufwand 
wird durch diese Maßnahmen nicht reduziert. Wir hätten uns deutlich mehr ge-
wünscht – insbesondere mit Blick auf das Verwendungsnachweisverfahren.  

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Wurde gerade ein Plakat gezeigt? – Ich habe es nicht 
gesehen. Ich muss die Besucherinnen und Besucher darauf hinweisen, dass Sie sich 
natürlich nicht in die Diskussion einmischen dürfen – weder mit Plakat noch mit Zuru-
fen. Wenn Sie das durchziehen, müsste ich Sie leider aus dem Raum entfernen las-
sen. Ich bitte Sie: Lassen Sie die Plakate in den Taschen. Dann kommen wir friedlich 
miteinander klar.  

Dr. Kai Zentara (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Schönen Dank auch von unserer 
Seite für die Einladung und die Gelegenheit, Stellung nehmen zu können. Den Ausfüh-
rungen von Frau Weber und Herrn Dr. Menzel können wir uns anschließen. So ein Ge-
setz – diese Schwierigkeit haben die Regierungsfraktionen und die Landesregierung – ist 
natürlich der Versuch, ganz viele verschiedene Interessen übereinander zu bringen, mög-
lichst auszugleichen und auch sich stellende faktische Schwierigkeiten zu bewältigen.  
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Wir werden in den kommenden Jahren – das ist absehbar – nicht mit derselben Anzahl 
von Personen in der Kindertagesbetreuung arbeiten können, wie das aktuell der Fall 
ist. Der demografische Wandel schlägt zu. Ich sehe nicht, dass auf dem Arbeitsmarkt 
absehbar genügend qualifizierte Kräfte nachrücken, die in der Betreuung arbeiten wer-
den – auch wenn die demografische Entwicklung gleichzeitig dazu führt, dass insge-
samt weniger Kinder betreut werden müssen. Dieses Problem wird durch den Gesetz-
entwurf und den Änderungsantrag adressiert – allerdings nur teilweise.  

Bei aller Freude über diesen Gesetzentwurf, die Schritte in die richtige Richtung und 
auch die Verbesserung durch den Änderungsantrag werden wir in den kommenden 
Jahren weiter schauen müssen, es überhaupt hinzukriegen bzw. dass wir als Kommu-
nen, die im Zweifel diejenigen mit Verantwortung vor Ort sind und im Zweifel von El-
tern, die keine Betreuung bekommen, verklagt werden, es irgendwie hinbekommen.  

Insofern ist die praktische Abschaffung des Kern- und Randzeitenmodells ein kleiner 
Wermutstropfen. Denn wenn man die Kernzeit auf sieben Stunden ausdehnt, dann ist 
im Grunde der ganze Tag abgedeckt, in dem dann der Fachkraftschlüssel beachtet 
werden muss. Das ist aus pädagogischer Sicht sehr wünschenswert. Ob es aber wirk-
lich die Flexibilität bringt, die wir brauchen, und ob es tatsächlich auch in dem Umfang 
nötig ist, in den frühen Stunden und in den späten Stunden am Nachmittag die volle 
pädagogische Kompetenz zur Verfügung zu haben, stellen wir weiterhin in Frage.  

Die Frage ist, ob uns nicht die Praxis der nächsten Jahre und die demografische und 
Arbeitsmarktentwicklung erneut zwingen werden, noch einmal darüber nachzudenken, 
ob diese Kern- und Randzeitenmodellierung nicht doch eine gute Idee gewesen ist.  

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Sehr geehrte Damen und 
Herren, auch wir von den Landschaftsverbänden, den Landesjugendämtern bedanken 
uns für die Einladung und die Gelegenheit zur Stellungnahme. Die an die Landschafts-
verbände gerichtete Frage hob auf die sich im KiBiz ergebenden zusätzlichen Be-
obachtungs- bzw. Dokumentations- und Erfassungsaufwände und in diesem Kontext 
auf die Auswirkungen auf die mittelbare pädagogische Arbeit ab. Konkret wurde die 
Frage gestellt, in welcher Höhe wir diese Betreuung als angemessen ansehen, welche 
Auswirkungen das auf die Finanzierung hätte und welche Auswirkungen die Strei-
chung hat. Ich beginne. Frau Clauß setzt dann fort.  

Zu der Fragestellung, in welcher Höhe wir diese mittelbare pädagogische Arbeit für 
angemessen halten, will ich Folgendes vorwegschicken: Wir Landschaftsverbände se-
hen durchaus den Fortschritt, der im KiBiz mit Blick auf die Frage der Beobachtung 
und Dokumentation auch inhaltlich pädagogisch festgeschrieben wurde. Tatsächlich 
sind jedoch die mittelbaren Betreuungszeiten komplett gestrichen worden. In der bis-
herigen Regelung waren 10 % festgelegt. Diese 10 % stellen auf den Gesamtperso-
nalkraftwert ab. Wenn man bedenkt, dass die Kindertageseinrichtungen häufig gar 
nicht mit dem Gesamtpersonalkraftwert, sondern wirklich nur mit der Mindestbeset-
zung arbeiten, ist das also schon ein relativ niedrig angesetzter Wert.  

Aus unserer Sicht würde als Orientierungswert für diese mittelbare Zeit tatsächlich der 
Wert dienen, der im Kompendium für hohe Qualität in der frühen Bildung benannt 
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worden ist. Dieses Kompendium ist zwischen Ländern und Bund konsentiert und 
schreibt Standards zur Qualität in der frühkindlichen Bildung fest. Insofern wäre dieser 
Wert, der bei 18 % liegt, durchaus ein Orientierungswert, der diskutiert werden müsste.  

Welche Auswirkungen hat das? Es ist eine Erhöhung zu dem bestehenden Wert des 
KiBiz. Ohne Abstriche in der Betreuung an sich bzw. in der Qualität wird das dann ohne 
zusätzliche Finanzierung sicherlich nicht zu realisieren sein. Die Auswirkungen der Strei-
chung lassen sich nur ein Stück weit prognostizieren bzw. eine Perspektive aufwerfen. 
Die Frage ist, ob die mittelbare pädagogische Arbeit, insbesondere mit Blick auf die Do-
kumentation und Erfassung in der Qualität wie gewünscht und erfordert, vorgenommen 
werden kann, oder aber auch mit Blick auf die hohe Belastung in der frühkindlichen Bil-
dung möglicherweise nur zulasten der Priorisierung erledigt werden kann.  

Sandra Clauß (Landschaftsverband Rheinland): Wir müssen uns an dieser Stelle 
erst einmal ehrlich machen: Es ist real, dass finanzielle Mittel und Fachkräfte begrenzt 
sind und die mittelbare Arbeitszeit sehr wünschenswert ist. Richtig ist aber natürlich, 
dass das zu einem höheren Personalbedarf und zu einem höheren Finanzbedarf führt. 
Wenn aber klar ist, dass die Kindpauschalen nicht erhöht werden können, sodass mit-
telbare Arbeitszeit finanziert werden kann, dann ist es aus meiner Sicht sehr schwierig, 
pädagogischen Fachkräften weitere Aufgaben, die in die mittelbare Arbeitszeit fallen, 
zuzuführen. Der Komplex „Beobachtung und Entwicklungsstanderhebung“ ist ausge-
weitet worden, und das passt nicht zusammen.  

Wir müssen – Marlies Silies hat es gerade schon gesagt –, wenn die Ressourcen nicht 
zur Verfügung stehen, damit rechnen, dass das vielleicht nicht in der Qualität ausge-
führt werden kann. Zur Wahrheit gehört auch, dass die Beobachtung und die Entwick-
lungsstandbeobachtung nur dann Früchte tragen, wenn sie in pädagogisches Han-
deln, in Förderangebote, in alltagsintegrierte Förderung umgesetzt werden können. 
Durch die aktuellen Personalschlüssel können die Ergebnisse aus der Beobachtung 
oft nicht umgesetzt werden.  

Gleichzeitig wird dem Kita-System insbesondere mit Blick auf die Sprache vorgewor-
fen, nicht ausreichend zu fördern. Wir haben keine Erweiterung des Fachkraft-Kind-
Schlüssels, und durch das 18. Schulrechtsänderungsgesetz kommt noch eine neue 
Aufgabe hinzu, nämlich das Vorbereiten der Kinder für die Teilnahme an den ABC-
Klassen. Das heißt, es ist eine nennenswerte Belastung, weil Kita-Mitarbeitende dann 
Kinder aus Spielsituationen holen und begleiten müssen. Insofern haben wir eine hö-
here Auslastung mit Aufgaben, aber keine Hinterlegung. Dieses aktuelle Dilemma wird 
in dem Gesetz nicht aufgelöst.  

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich möchte zuerst die Frage von 
Frau Gebauer zur allgemeinen Einschätzung beantworten. Diesbezüglich lässt sich 
festhalten: Wir wollen wahrscheinlich alle eine wirklich gute Bildung für unsere Jüngs-
ten, für unsere Kinder hinbekommen. Die entscheidende Frage ist: Was geht heute, 
und was muss in Zukunft gemacht werden?  
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So sehen wir erste Schritte, die wir auch ausdrücklich kennzeichnen wollen. Wir wis-
sen, dass mit den im Oktober des vergangenen Jahres vereinbarten Eckpunkten erste 
finanzielle Schritte, und zwar nicht unerheblich, in dieses System hineingegeben wur-
den. Wir haben dann sehr um den Referenten- und Gesetzentwurf gerungen. In der 
vergangenen Woche haben wir dann noch einmal etwas gehört, das uns ermutigt, die-
sen gemeinsamen Weg der Kommunikation gut weiterzugehen – nämlich, dass für die 
Sprachförderung, für die praxisintegrierte Ausbildung zusätzliche Mittel nicht im Haus-
halt versinken, weil Kinderzahlen zurückgehen, sondern verlängert werden. Wir wün-
schen uns mehr von dieser Art der Diskussion und diesem Dialog. Wir glauben, dass 
wir in dieser Art und Weise gut miteinander unterwegs sein werden.  

Gleichzeitig haben wir noch ein paar nicht unerhebliche Aufgaben. Die eine sind die 
erweiterten Buchungszeiten. Damit komme ich zu der Anfrage, die Dr. Maelzer gestellt 
hat. Zu dem Finanzteil wird gleich der Kollege Thomas Euler etwas sagen. Ich wollte 
nur sagen: Die Buchungszeiten sind nicht nur eine Finanzfrage, sondern haben mit 
organisatorischem Aufwand und auch damit zu tun, dass das entsprechende Personal 
für die Buchungszeiten, die sehr verschieden sein können, nicht immer zum richtigen 
Zeitpunkt vor Ort ist. Wenn es aufgrund dieser verschiedenen, mehreren Buchungs-
zeiten und verschiedenen Gruppenformen ein ständiges Kommen und Gehen in den 
Tageseinrichtungen für Kinder gibt, haben wir die Schwierigkeit, den Zusammenhalt 
und die Qualität pädagogisch zu halten.  

Im Hinblick auf das Kern- und Randzeitenmodell haben wir sehr deutlich signalisiert, 
dass Kita-Zeit immer Bildungszeit ist. Daher entspräche es überhaupt nicht unserer 
Vorstellung, in den Kernzeiten mit voller Qualität und Fachkraft unterwegs zu sein und 
in den Randzeiten irgendwie etwas nebenherzumachen. Gleichzeitig wird aus unserer 
Perspektive aber mit der Veränderung von ursprünglich 25 Stunden auf 35 Stunden 
Kernzeit in die richtige Richtung gearbeitet und gedacht. Bei der Buchung von 45 Stun-
den gibt es nur eine Kernzeit von 25 Stunden. Was ist dann mit den 20 Stunden minderer 
Qualität, Elternarbeit, Begleitung, vor allem für Kinder mit drohender Behinderung?  

Die Überbelegung von Gruppen war ein Punkt, der vielleicht als Arbeitsunfall einmal mit 
bedacht wurde. So etwas passt nicht in die heutige Zeit. Wir wissen aus der Wissenschaft, 
dass größere Gruppen eine schlechtere Qualität zeitigen. Das ist ein ernsthaftes Problem.  

Wir vermissen wirklich die Frage bzw. genügend vorgesehene Regelungen zur Inklu-
sion. Wir schlagen mindestens vor, in § 33 zur Klärung neben den Personalkosten 
auch die Sachkosten anzuwenden. Das ist kein Finanzproblem mehr. Darüber müssen 
wir weitersprechen.  

Unterm Strich sagen wir: Eine wirklich nach vorn gerichtete Entwicklung eines Kinder-
bildungsgesetzes muss noch viele Schritte machen, wir sind aber auf dem Weg und 
sprechen gut darüber und schaffen erste Schritte.  

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Ich hätte das am Anfang noch einmal erklären müssen: 
Die fünf Minuten Antwortzeit gelten nicht pro Person, sondern pro Vertretung. Das 
habe ich aber nicht geklärt, deshalb ist es völlig richtig, dass Herr Euler jetzt noch 
einmal weiter ausführt.  
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Thomas Euler (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts-
pflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich werde mich bemühen, das beschleunigt 
zu tun, um die Zeit nicht gänzlich zu übersteigen. Frau Gebauer hat gefragt, ob der 
Gesetzentwurf, so wie er momentan vorliegt, eine gute Lösung oder nur ein Pflaster 
ist. Er bietet aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege punktuelle Verbesserungsansätze. 
Es fehlt aber der Mut, die strukturellen Ursachen der bestehenden Problemlagen in 
qualitativer, personeller und insbesondere finanzieller Hinsicht nachhaltig zu lösen.  

So bleibt der Reformvorschlag im Kern innerhalb der bestehenden Systemlogik. Die 
Finanzierungsstruktur bleibt weiterhin überwiegend belegungsabhängig. Eine grund-
legende Abkehr von der rein kindbezogenen, faktorbasierten Finanzierungssystematik 
erfolgt leider nicht. Die strukturellen Risiken, die seit Jahren bestehende Unterfinan-
zierung im System, die bereits – das haben wir gehört – zu Einschränkungen der Ver-
sorgungssicherheit führen, werden fortbestehen.  

Wir sehen in dem jetzigen Gesetzentwurf auch eine Verlagerung der betriebswirt-
schaftlichen Risiken auf die Träger. Rückgänge in der Belegungszahl – Dr. Zentara 
hat den demografischen Wandel schon angesprochen – führen dazu, dass immer we-
niger Plätze belegt werden. Das ist ein Novum, das aber auch dazu führt, dass die 
Träger weniger Einnahmen generieren werden und das unmittelbar mit den Fixkosten 
der Einrichtungen nicht kompatibel ist. Das führt aus unserer Sicht dazu, dass es in 
wirtschaftlicher Hinsicht einige Veränderungen braucht.  

Es braucht eine auskömmliche Finanzierung der Sachkosten. Herr Dr. Maelzer hat 
nach der Sockelfinanzierung gefragt. Aus unserer Sicht ist das Grundproblem, dass 
die Sachkosten im derzeitigen System in einem Verhältnis von 90 zu 10 % veran-
schlagt werden. Nach den aktuellen Ermittlungen betragen die Sachkosten tatsächlich 
aber rund 25 % der Pauschalen. Für die Finanzierung der belegungsunabhängig an-
fallenden Sachkosten muss Geld aus der Pauschale für Sachkosten genommen wer-
den, dass dann nicht für Personalkosten zur Verfügung steht. Dies führt aus unserer 
Sicht dazu, dass das Ziel dieses Gesetzes, die Verlässlichkeit der Betreuung dauerhaft 
zu verbessern, nicht erreicht werden kann.  

Es braucht aus unserer Sicht eine dynamische Basisfinanzierung, die unabhängig von 
diesen tatsächlichen Auslastungen die Grundkosten der Einrichtung absichert. Es 
braucht eine Abschaffung des Trägeranteils, insbesondere für die armen Träger, da 
diese das alles nur aufbringen können, weil die kommunalen Partner mittlerweile frei-
willige Leistungen erbringen, um diese Trägeranteile zu refinanzieren. Es braucht eine 
Anpassung der Fortschreibungsrate.  

Die Beteiligung der Freien Wohlfahrtspflege auch bei der Qualitätsentwicklungs- und 
Personalvereinbarung ist aus unserer Sicht zwingend erforderlich. Es braucht eine Rege-
lung – sie ist im Gesetz momentan so nicht vorgesehen –, dass diese Vereinbarungen 
wie ursprünglich zumindest im Benehmen mit den Trägern abzustimmen sind, und 
selbstverständlich auch eine Gesetzesbegründung, die in der obersten Landesbehörde 
freiwillige Abstimmungen verankert und dieses Gremium, den Landtag dabei nicht ver-
gisst. Es braucht insbesondere im Hinblick auf die Kita-Formel, über die wir schon an 
der einen oder anderen Stelle etwas gehört haben, eine unmittelbare Beteiligung der 
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Freien Wohlfahrtspflege, aber auch der kommunalen Spitzenverbände und der Kir-
chen, um eine zukunftsweisende Finanzierungsstruktur aufsetzen zu können.  

Marcus Bracht (Deutscher Kitaverband – Bundesverband freier unabhängiger 
Träger von Kindertagesstätten, Landesverband Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank 
für die Möglichkeit, heute Stellung nehmen zu können, insbesondere zu der Frage, ob 
die auf dem Tisch liegenden Maßnahmen ausreichend sind. Wir begrüßen die Nach-
besserungen, die in der letzten Woche verkündet worden sind. Darunter sind einige 
Themen – einige sind schon angesprochen worden – in Bezug auf Sprache, Kita-Hel-
fer, Gruppengrößen, die Bereitstellung weiterer finanzieller Mittel, die wir begrüßen. 
Wir sagen aber auch: Diese Themen reichen nicht aus, um das Ziel der Regierung, 
nämlich Verlässlichkeit in die frühkindliche Bildung zu bringen, wirklich umsetzen zu 
können.  

Mit Blick auf das Thema „Verlässlichkeit“ ist es für uns der erste Schritt, die finanzielle 
Stabilität der Träger und Trägergruppen, die hier vertreten sind, sicherzustellen. Ins-
besondere für unsere Trägergruppe, die freien, unabhängigen Träger, sehen wir ei-
nige Themen noch nicht erfüllt. Dazu gehört zum Beispiel die grundsätzliche Finanzie-
rung – das wurde gerade von Herrn Euler schon angesprochen. Die Höhe der Kind-
pauschalen reicht bei vielen Trägern nur für die Finanzierung des Mindestperso-
nalschlüssels und für nichts darüber hinaus.  

Wozu führt das in der Praxis? Sobald Krankheitswellen etc. kommen, gibt es Ein-
schränkungen, die gerade vermieden werden sollen. Die Verlässlichkeit ist dadurch 
nicht gegeben. Gerade rollt dieses Thema durch die Geburtenrückgänge und die 
Schwankungen in der Auslastung auf uns zu. Ein System wie das KiBiz ist darauf aus-
gelegt, dass nur eine hundertprozentige Auslastung zu einer hundertprozentigen Fi-
nanzierung und zu einer finanziellen bzw. wirtschaftlichen Ausgeglichenheit führt. Es 
kommt schon zu Problemen, wenn 2, 3, 4, 5 % der Kinder fehlen und damit die Aus-
lastung nicht gegeben ist. Das Gesetz macht keinerlei Aussagen dazu. Aus unserer 
Sicht braucht es an dieser Stelle dringend eine Nachbesserung.  

Auch zum Thema „Fortschreibungsrate“ haben wir an verschiedenen Stellen ange-
merkt. Es braucht eine Fortschreibungsrate der Förderung, die auf der Höhe der Zeit 
ist. Das bedeutet, dass die aktuellen Tarife, die aktuellen Kostenentwicklungen einflie-
ßen – nicht erst mit einer Verzögerung von 18 Monaten. Auch der Gesetzentwurf mit 
der Überbrückungsfinanzierung über sieben Monate durch den Landesanteil ist bei 
Weitem nicht ausreichend.  

Ich möchte an dieser Stelle auch anführen, dass unsere Trägergruppe, die freien Un-
abhängigen, die keine sonstigen finanziellen Mittel haben, vom Ministerium seinerzeit 
2018 im Rahmen des Gesetzentwurfs aufgefordert worden sind, Fördervereine zu 
gründen, um die Finanzierung des Trägereigenanteils zu erbringen. Es ist aus unserer 
Sicht ein Unding, dass wir auf freiwillige Spenden angewiesen sind, um einen so wich-
tigen Teil der frühkindlichen Bildung zu finanzieren. Das macht das ganze System nicht 
stabiler, sondern eher instabiler und schafft damit auch wieder weniger Verlässlichkeit 
in dem System.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/1199 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend  23.04.2026 
68. Sitzung (öffentlich) ast 
 
 
Da ich gerade schon beim Thema „Trägereigenanteil“ bin, gehe ich zum Schluss auf 
einen Aspekt ein, der für unsere Trägergruppe wirklich schwer zu tragen ist. Wir sind 
darauf angewiesen, dass Kommunen oder Ähnliche für diesen Trägereigenanteil ein-
springen und dafür ein Vorschlag gemacht wird. Durch die neuen Kontingente mit 30 
und 40 Stunden wird es wahrscheinlich einen gewissen Rückgang der Betreuungszei-
ten geben. Ich gehe davon aus, dass die Regierung oder das Ministerium mindestens 
von einem durchschnittlichen Betreuungszeitrückgang von einer, wenn nicht gar von 
zwei Stunden ausgeht. Das ergibt für das System allein aus dem Bereich der Landes-
finanzierung wahrscheinlich ein Plus von 200 Millionen Euro. Dieses Geld könnte dafür 
genutzt werden, das Gesamtsystem zu stabilisieren und auch den Trägereigenanteil 
zu finanzieren, insbesondere für die Gruppe der Träger, die keine sonstigen Finanzie-
rungsmöglichkeiten haben. 

Vera Hopp (Kita-Bündnis NRW): Vielen Dank an Herrn Dr. Maelzer für die gute 
Frage. Ich habe sicherlich viele Überschneidungen zu meinen Vorrednern, Herrn Euler 
und Herrn Bracht, versuche mich aber noch einmal auf die Stabilität der Finanzierung 
einzulassen. Mit Blick auf den Entwurf sehe ich mehr Destabilisierung als Stabilisie-
rung. Das muss ich sehr deutlich sagen. Es wird an der alten Finanzierungssystematik 
festgehalten. Das bedeutet, sie bleibt belegungsabhängig und arbeitet mit Pauschalen 
für Einzeltatbestände. Die Kindpauschalen decken weiterhin nicht die Realkosten von 
uns Trägern – auch das muss ich sehr deutlich sagen.  

Es wäre notwendig, mittels einer Sockelfinanzierung eine belegungsunabhängige 
Strukturförderung zu schaffen. Darauf zielte auch Ihre Frage ab. Eine Sockelfinanzie-
rung finden wir unabdingbar – dann gerne auch mit ergänzenden Fördertatbeständen. 
Die Sockelfinanzierung bringt für die Träger eine Planungssicherheit, vor allem hin-
sichtlich der Personalplanung.  

Auch bezüglich der einzelnen Fördertatbestände kann ich keine Verbesserung im Entwurf 
entdecken. Als Kita-Bündnis begrüßen wir die Zusammenführung einzelner Tatbestände, 
wie zum Beispiel bei den Chancen-Kitas. Das ist ein guter Ansatz. Laut dem Entwurf käme 
es nach der Revision auf bis zu 18 Fördertatbestände. Vorher waren es 13 Fördertatbe-
stände. Diesbezüglich sehe ich keine wirkliche Verbesserung oder Vereinfachung.  

Demografische Schwankungen und kurzfristige Änderungen bleiben in dem derzeiti-
gen bzw. angedachten System unmittelbar wirtschaftlich destabilisierend, da die Fi-
nanzierungssystematik weiter belegungsabhängig ist.  

Die finanzielle Überbrückung nach § 37a – Herr Bracht hat das gerade schon ange-
sprochen – gleicht lediglich sieben Monate aus. Das ist absolut nicht ausreichend. Die 
Tarifsteigerungen müssen ab dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens vollständig refinan-
ziert werden. So habe ich zum Beispiel als TVöD-Träger zum 01.05. eine Tariferhö-
hung von 2,8 %, aber zum 01.08. eine negativ wirkende Steigerung des KiBiz, sodass 
ich im Endeffekt weniger Geld bekomme, aber mehr Personalkosten habe.  

Die verspätete Anpassung der Fortschreibungsrate – das fand ich auch sehr spannend – 
muss zugunsten der Träger verzinst werden. Wenn Träger Geld verspätet zurückzahlen, 
soll es verzinst werden. Wenn aber die Landesregierung uns erst im Nachgang Gelder 
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auszahlt, werden sie nicht entsprechend verzinst. Auch das ist ein sehr spannender 
Aspekt.  

Der Einsatz von erfahrenen Kräften geht mit höheren Personalaufwendungen einher. 
Es müssen reale Tarifeinstufungen und nicht Mittelwerte der Betriebszugehörigkeit fi-
nanziert werden. Es gibt viele Träger mit Mitarbeitern, die nun einmal nicht in der Be-
triebszugehörigkeitsstufe 3 sind, sondern vielleicht in Stufe 4, 5 oder 6. Auch diese 
Realkosten werden nicht abgebildet.  

Trägeranteile sind unseres Erachtens zwingend abzuschaffen. Die erbrachten Dienst-
leistungen müssen für Leistungserbringer schlichtweg ohne Verlust finanzierbar sein. 
Es muss eine Kostendeckung erreicht werden. Ich sehe es genauso wie Herr Bracht: 
Es kann nicht sein, dass Spenden eingeworben werden müssen, um überhaupt die 
Realkosten zu decken. Wir reden nicht von Zusatzgeldern für Weiterentwicklung oder 
Innovation, wir reden von einer Kostendeckung des Mindeststandards.  

Die Erhöhung der Verwaltungskostenpauschale um 1 auf 4 % ist ein netter Ansatz, 
aber bei weitem nicht ausreichend. Realistisch wären 10 bis 12 %. Zum Vergleich ver-
anschlagt Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement zusätz-
lich zu Personalkosten 25 % Sach- und Gemeinkosten. Die Erhöhung der Verwal-
tungspauschale bedeutet für uns auch kein zusätzliches Geld, sondern geht nach un-
serer Einschätzung zulasten der Kita-Finanzierung.  

Spannend finde ich, dass beschriebene neue pädagogisch wünschenswerte Aufgaben 
nicht mit neuen Ressourcen hinterlegt werden. Einige Vorredner haben das schon an-
gedeutet: mehr Arbeit, aber nicht mehr Geld.  

Der Gesetzentwurf bringt keine Weiterentwicklung im Bereich der Inklusion bei drohender 
Behinderung. Auch dieser Punkt muss im Rahmen der Finanzierung mitgedacht werden.  

Die Aufnahme der Finanzierung von Kita-Helferinnen in das Kindpauschalenbudget ist zwar 
im Sinne der Entbürokratisierung sinnvoll, allerdings ist auch diese Finanzierung belegungs-
abhängig und die Berechnungsgrundlage nach unserer Einschätzung nicht transparent.  

Im Bereich der Mieten wäre es sinnvoll, gesetzliche Mietförderungen zu berücksichti-
gen, also auch regionale Mietspiegel mitzudenken und bei der Miete vor allen Dingen 
auch das Risiko schwankender Kindbelegungen zu beachten. Denn wenn es über das 
Stundenkontingent sich ändernde Belegungen und ein belegungsabhängiges Finan-
zierungssystem gibt, dann fällt auch die Mietfinanzierung weg.  

Mit den Chancen-Kitas werden unterschiedliche Fördertatbestände gebündelt – das 
habe ich gerade schon einmal kurz angerissen – bzw. wird die Kita-Sozialarbeit ge-
schaffen, das ist aber nicht ausreichend. Wir haben gerade schon gehört, dass sich 
Fördertatbestände erhöhen.  

§ 45 regelt im Rahmen des Landeszuschusses für die plusKITAs die Verzinsung bei 
verspäteter Rückzahlung. Ich hatte schon angedeutet, dass die Finanzierung und Ver-
zinsung zu beiden Seiten gelten müssen. Das bedeutet: Wenn Verzinsungen bei Trä-
gern angesetzt werden, dann auch beim Land.  

Der Erhöhung des Zuschusses für die PiA-Ausbildung um 12,5 % kompensiert nicht 
die Lohnkostensteigerung. Auch an dieser Stelle sind wir Träger zum Abbau anstatt 
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zum Aufbau von Ausbildungsstellen gezwungen. Es werden keine Zuschüsse für die 
berufsbegleitende Ausbildung zur Erzieherin, für die berufserfahrenen Ergänzungs-
kräfte mitgedacht. Auch diesbezüglich sollte nachgearbeitet werden.  

Die 35-Stunden-Kernzeit unterschreitet um das ...  

(Dr. Kai Zentara [Landkreistag Nordrhein-Westfalen]: Alles vorgetra-
gen; das sollten wir doch gerade nicht machen!) 

– Ja, alles gut.  

Ich halte die Sockelfinanzierung und auch die Abschaffung des Trägeranteils für un-
abdingbar.  

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Auch von mir 
herzlichen Dank für die Gelegenheit und für die Fragen. Ich beginne mit der Frage 
nach der kumulativen Wirkung, was davon noch bleibt, nachdem erfreulicherweise die 
rechtswidrige Konstruktion der Gruppenvergrößerung fallen gelassen wurde. Ich kann 
an die Ausführungen von Herrn Jentgens anknüpfen.  

Mit Blick auf den Kita-Alltag bedeutet die Differenzierung nach Buchungszeiten, dass 
Kinder fünf Stunden, sechs Stunden, sieben Stunden, acht Stunden und neun Stunden 
am Tag in der Kita sind. Es ist völlig ausgeschlossen, dass Kitas danach die Gruppen-
bildung vornehmen. Das heißt: Es gibt, wenn das in Anspruch genommen wird, ein 
ständiges Kommen und Gehen in den Gruppen. Stellen Sie sich das bitte praktisch 
vor. Die Gruppen sind bei Ü3-Kindern auch im Vergleich zu Grundschulklassen nach 
wie vor sehr groß, und am Vormittag kommen jede Stunde Kinder und am Nachmittag 
gehen fast jede Stunde Kinder.  

Dann kommen noch – ich versuche, auch das anschaulich zu machen – die sogenann-
ten ABC-Klassen hinzu. Das verteilt sich nicht gleichmäßig. Es gibt Kitas, in denen 
sich das sehr konzentriert. Da werden dann vier, fünf, sechs Kinder aus einer Gruppe 
von 24 Kindern herausgeholt. In so einem Winter, wie wir ihn zuletzt hatten, muss dann 
eine Erzieherin die Kinder anziehen, die Stiefel anziehen. Was ist in der Zeit mit den 
anderen Kindern in der Gruppe? Das bedeutet einen erhöhten Personalbedarf. Hinter-
her muss die Erzieherin die Kinder wieder in Empfang nehmen.  

Ich kann mir mit Blick darauf und auf das Konzept, bei dem ohnehin der Kita-Tag in 
Kern- und Randzeiten geteilt wird, Personalwechsel stattfinden und durch die veränder-
ten Buchungszeiten – sofern das in Anspruch genommen wird – die Kitas weniger Geld 
bekommen und dann noch weitere personalwirtschaftliche Maßnahmen vorgenommen 
werden müssen, nicht mehr vorstellen, wie ein bildungsförderliches Ambiente entsteht. 
Wir befürchten im Gegenteil, dass diese ständige Unruhe sowohl bei den Kindern als 
auch bei den Erzieherinnen und Erziehern zusätzlichen Stress auslöst. Daher besteht 
die Gefahr – ich spitze das zu – eines bildungsfernen Settings in den Kitas.  

Ich habe auch Zweifel, ob das nicht das Ziel der Verlässlichkeit konterkariert. Wir wis-
sen sowohl aus den 47er-Meldungen als auch von den Ausfällen und Klagen der Be-
schäftigten, dass eine weitere Erhöhung der Belastung und des auch subjektiv 
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empfundenen Stressniveaus sowie die ständige Unruhe auch die Ausfallzeiten des 
Personals erhöhen werden.  

In diesem Zusammenhang möchte ich mich der Frage von Frau Gebauer etwas anders 
nähern. Ich will ausdrücklich sagen: Wir als Kinderschutzbund unterstützen nachdrück-
lich das Ziel, Verlässlichkeit herzustellen und unangekündigte Schließungen möglich-
erweise im Lauf des Tages zu vermeiden. Das ist ganz und gar nicht im Sinne des 
Kindeswohls. Uns irritiert allerdings, dass das nun eins zu eins durch eine Absenkung 
der Qualitätsstandards gemacht wird. Das muss nicht sein. Dafür gibt es andere Lö-
sungswege. Uns verwundert, dass das Problem der Schließung nicht gezielt anpackt 
wird. Das muss nicht durch eine Veränderung der Qualitäts- und der pädagogischen 
Settings geschehen.  

Ich würde mir vorstellen, dass sozusagen unterschieden wird – das ist eigentlich auch 
sehr naheliegend – zwischen den Settings, die vom Land finanziert werden, und der 
Grenze, wann eine Kita geschlossen werden muss, weil das Kindeswohl nicht auf-
rechterhalten werden kann. Dazwischen gibt es nach meiner Auffassung eine große 
Kluft. Man muss eine Kita nicht schließen, wenn die vom Land finanzierten Mindest-
standards nicht eingehalten werden. Damit haben die Landesjugendämter und die Ju-
gendämter Erfahrung. Die Herausforderung war in der Zeit der hohen Anzahl unbe-
gleiteter minderjähriger Flüchtlinge nicht viel kleiner. Das bedeutet in die Praxis über-
tragen konkret: Das Ministerium, die Landesregierung und die Landesjugendämter als 
Betriebserlaubnis erteilende Stelle könnten die Jugendämter, die Träger und Praktiker 
aus den Einrichtungen einladen und eine Regelung dazu treffen, bis zu welchem Punkt 
Kitas offengehalten werden können und ab welchem Punkt sie geschlossen werden 
müssen. Dann ist all der Zinnober mit den Kern- und Randzeiten nicht nötig.  

Wenn Sie das nicht wollen und der alleinige Grund für die Kern- und Randzeiten der 
Fachkräftemangel – die demografische Entwicklung wird hinzukommen, und diese Si-
tuation wird zugegebenermaßen noch einige Jahre bestehen – und keine strategische 
Kostenbegrenzung ist, dann würde ein Fachministerium für diese Regelung eine zeit-
liche Befristung in das Gesetz schreiben. Meine Frage ist: Warum schreiben Sie, wenn 
Sie am Kern- und Randzeitenmodell festhalten, nicht auch in das Gesetz, dass die 
Regelung zu den Randzeiten am 31. Juli 2030 außer Kraft tritt?  

Ich möchte noch darauf hinweisen, … 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Aber kurz. 

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): … dass eine ab-
schließende Beurteilung sehr schwierig ist. Die bisherige Praxis, Verordnungen, 
Rechtsverordnungen in Gesprächen vorzubereiten und Vereinbarungen mit den Kom-
munen und den Verbänden zu treffen, ist im Gesetz gestrichen worden. Gleichzeitig 
sollen sehr wesentliche Fragen wie zum Beispiel Personalverordnungen durch Rechts-
verordnungen geregelt werden.  

Es gibt zum Beispiel im Schulbereich die Regelung, dass solche Verordnungen die 
Zustimmung des zuständigen Fachausschusses erfordern. Ich würde Sie dringend 
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bitten, zu überdenken, ob so wesentliche Fragen als verwaltungsinternes Geschäft 
und ohne Beteiligung der Öffentlichkeit, die das dann hinterher staunend zu Kenntnis 
nimmt, geklärt werden sollten.  

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Meine Damen und Herren, Sie haben gemerkt, Herr 
Walhorn redet sehr konzentriert mit langen Pausen, deshalb habe ich ihm etwas länger 
Zeit gelassen.  

Stephan Osterhage-Klingler (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): 
Wir bedanken uns dafür, heute zum vorliegenden Gesetzentwurf Stellung nehmen zu 
können. Ich möchte mit der Beantwortung der Frage von Herrn Maelzer zu den Auswir-
kungen auf die Beschäftigungsbedingungen, auf die Beschäftigten in den Kitas starten.  

Man muss sehr deutlich sehen, dass die Belastung für die Beschäftigten schon heute, 
bevor dieser Gesetzentwurf überhaupt in Kraft tritt, enorm hoch ist. Das zeigt sich an den 
hohen Zahlen der Ausbildungsabbrüche, aber insbesondere – diese Zahlen haben vor 
einem Jahr, zwei Jahren das sehr deutlich belegt – an den Krankheitstagen von Erziehe-
rinnen und Erziehern, die deutlich höher sind als der Schnitt anderer Berufsgruppen.  

Das hat nicht nur mit dem Kontakt mit Kindern zu tun, sondern hängt sehr stark mit der 
Belastung der Beschäftigten zusammen. In einem neuen Kinderbildungsgesetz muss 
ganz dringend darauf eingegangen werden, wie die Arbeitsbedingungen für die Be-
schäftigten so gestaltet werden können, dass eine gute frühkindliche Bildung durch die 
Beschäftigten auch weiterhin gewährleistet werden kann. Solche Sachen fehlen zu 
großen Teilen in diesem Gesetzentwurf.  

Zum einen – es wurde vorhin schon angesprochen – müsste man über den Personal-
schlüssel, die Gruppengröße ganz klar ins Gespräch kommen. Eben wurde schon ge-
sagt, dass diese entstehenden unstrukturierten vielen Wechsel in den Gruppen den 
Kindern und der Struktur im Alltag einiges ausmachen und natürlich gleichzeitig für 
eine deutliche Belastung der Beschäftigten in den Kitas sorgen.  

An einigen Stellen ist im Gesetz darüber hinaus von bürokratischer Entlastung die 
Rede. Das ist grundsätzlich erst einmal gut. Allerdings geht aus dem Gesetz aus un-
serer Sicht noch nicht konkret hervor, worin diese Entlastung genau liegen soll. Wenn 
ich die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation in zwei Stränge trenne, klingt das 
auf den ersten Blick nicht so, als ob das eine Entlastung ist, sondern eher, als ob da 
eventuell mehr kommen soll. Es muss ganz dringend geschaut werden, wie auch die 
neuen Aufgaben nach dem Kinderbildungsgesetz von den Beschäftigten wirklich erfüllt 
werden können. Mit Blick auf den Entwurf sehe ich sonst die ganz große Gefahr, dass 
es zu einer weiteren Überlastung und einer noch höheren Belastung der Beschäftigten 
in den Kitas führen wird.  

Der zweite Aspekt kam von Frau Gebauer zur Gesamtbewertung, insbesondere auch un-
ter Berücksichtigung der Änderungsvorschläge von letzter Woche. Darunter sind sicher-
lich einige Sachen, die wir grundsätzlich erst einmal begrüßen und in die richtige Richtung 
gehen. Es ist ein richtiger Schritt, dass die Alltagshilfe verstetigt und für alle Kitas, für alle 
Einrichtungen ermöglicht wird. Diese Sachen begrüßen wir natürlich ganz klar.  
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Es ist sicherlich auch ein Schritt in die richtige Richtung, auch wenn wir uns diesbezüg-
lich mehr wünschen würden, dass die Überbelegung von Gruppen wieder zurückge-
nommen wurde. Grundsätzlich bleibt unsere Hauptkritik an dem Ganzen – das wird sich 
auch durch die Erhöhung der Kernzeiten von 25 auf 35 Stunden nicht ändern – die Auf-
teilung in Kern- und Randzeiten. Dazu ist schon einiges gesagt worden. Ich bin fest 
davon überzeugt, dass das zu einer Art Fragmentierung der frühkindlichen Bildung führt. 
Sie ist aber nicht teilbar. Es ist heute schon mehrfach gesagt worden, dass alles, was in 
der Kita stattfindet, ein Bildungsangebot ist. Wir müssen – das ist ganz wichtig – Quali-
tätsstandards haben, die wir auch einhalten und die nicht im Nachgang eines Gesetzes 
über Personalverordnungen und an anderer Stelle und oft ohne die Öffentlichkeit gere-
gelt werden können. Das führt zu Überlastung, aber auch zu Qualitätsminderung.  

Dazu kommt noch, dass wir eine große Gefahr – darauf ist mehrfach hingewiesen 
worden – in der prekären finanziellen Lage der Träger sehen. Diese Freiwilligkeit in 
den Randzeiten – die Möglichkeit besteht natürlich weiterhin – das Fachpersonal ein-
zusetzen, muss auch finanzierbar sein. Es ist von Trägerseite heute mehrfach geäu-
ßert worden, dass die Finanzen einfach nicht auskömmlich sind. Ich sehe die große 
Gefahr, dass die Besetzung der Randzeiten sehr stark von der Finanzkraft des Trägers 
abhängen wird. Genau das wollen wir nicht. Wir wollen eine einheitliche, gute frühkind-
liche Bildung in ganz NRW. Das ist aus unserer Sicht an vielen Stellen nicht gegeben.  

Bettina Konrath (Landesverband Kindertagespflege NRW): Vielen Dank auch un-
sererseits für die Einladung. Wir stehen als Kindertagespflege bei der Kita-Thematik 
häufig ein bisschen hintendran, denn natürlich stehen die Kitas im Mittelpunkt, da die 
Veränderungen für sie andere sind.  

Zu der Frage von Frau Gebauer, wie wir die Änderungen bewerten und ob sie ein 
Pflaster sind oder nicht. Wir sehen die Veränderungen positiv, dass es auch eine För-
derung für die Anschlussqualifizierung 160+ nach dem QHB sowie die 80 Unterrichts-
einheiten umfassende QHB-Qualifizierung für sozialpädagogische Fachkräfte gibt, die 
Vertretungsregelung in der Erlaubnis und auch die Elternmitwirkung konkretisiert sind 
und – so haben wir es aus der Presse erfahren – auch die Kindertagespflege Sprach-
bildungskoffer erhalten kann. Das sind die positiven Aspekte.  

Die Finanzierung ist grundsätzlich eine schwierige Situation. So sehen das die ande-
ren auch. In der Kindertagespflege bekommen wir aber ganz schnell das Problem, 
inwieweit ein vielfältiges Angebot an Kindertagesbetreuung erhalten bleiben kann, 
wenn – wir halten uns diesbezüglich an die Aussagen, die wir auch in den Stellung-
nahmen gesehen haben – 10 % der Kosten für die Kindertagespflege als Zuschuss 
von Landesseite kommen und der Rest zu einem so großen Teil von den Kommunen, 
die häufig in der Haushaltskonsolidierung sind, selbst finanziert werden muss.  

Rund 30 % der U3-Kinder in Kindertagesbetreuung befinden sich in der Kindertages-
pflege. Was bedeutet das für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf? Was bedeutet 
das für die Eltern, die berufstätig sind oder in Ausbildung und auf die verlässliche Be-
treuung angewiesen sind? Daher ist mein dringender Appell, sich noch einmal die Fi-
nanzierung anzugucken. Schon jetzt merken wir, dass aufgrund der ausgebauten An-
gebote für Kitas – es gibt mehr Kita-Plätze; das ist auch gut – vor Ort sehr schnell ein 
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Druck auf Eltern entstehen kann, ihr Kind nicht in die Kindertagespflege, sondern in 
eine Kita zu geben, weil es dort die Plätze gibt. Damit wird das Wunsch- und Wahlrecht 
der Eltern eingegrenzt. Das ist nicht unsere Absicht.  

Ich möchte auch auf die Qualität der kleinen Gruppen in der Kindertagespflege ver-
weisen. Gerade für Kinder aus schwierigen Lebenssituationen können wir immer sehr 
gute Angebote machen. Unser Knackpunkt ist wirklich die Finanzierung, um das An-
gebot aufrecht erhalten zu können.  

Michaela Mignogna (Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen): Vielen 
Dank dafür, dass wir Stellung beziehen dürfen. Wir können uns dem, was Frau Konrath 
gesagt hat, vollumfänglich anschließen. Einige gute Änderungen im KiBiz werden für 
die Kindertagespflege Verbesserungen bringen. Allen voran gibt es einige Formulie-
rungen, die klarer ausgeführt sind und dazu führen können und hoffentlich auch wer-
den, dass die Umsetzung dann auch richtig erfolgt. Wir begrüßen auf jeden Fall auch 
die Ergänzung in der QHB-Qualifizierung.  

Zum Thema „Finanzierung“. Einige bzw. viele Kommunen erhöhen die laufende Geld-
leistung in der Kindertagespflege anhand der Fortschreibungsrate. Das ist natürlich nicht 
so vorgeschrieben, aber viele machen es so. In diesem Jahr haben wir erstmals eine 
negative Fortschreibungsrate, die dazu führt, dass die Kindertagespflegepersonen ab 
August ein geringeres Einkommen haben, obwohl die Kosten trotzdem weiter steigen. 
Wir haben keine Auffangsituation wie in den Kitas, dass zusätzlich finanziert wird. Die 
Kindertagespflegepersonen werden ab Sommer real weniger Geld verdienen.  

Die Aufsplittung in Bildungsdokumentation und Lernstandserhebung wird auch zu 
mehr Aufwand in der Kindertagespflege führen. Die mittelbare Arbeit wird zwar im Mo-
ment schon finanziert, aber nicht in dem Umfang, wie die mittelbare Arbeit tatsächlich 
Zeit kostet. Wenn dann noch die Erweiterung dazukommt – im Moment ist es so, dass 
Bildungsdokumentation in der Kindertagespflege nur anzustreben ist – und die Bil-
dungsdokumentation verpflichtend werden soll, dann würde im Gegenzug die Vergü-
tung für die mittelbare Arbeit nicht mehr ausreichen.  

Zur Verlässlichkeit. Es gibt die Problematik, dass durch die aktuelle Verringerung der 
Kinder die Plätze in den Kindertagespflegestellen nicht voll besetzt werden. Wir haben 
die Problematik, dass dadurch die Konkurrenz zwischen Kita und Kindertagespflege 
noch größer wird. Wir erleben aber auch, dass Eltern, die nach Betreuungsplätzen 
fragen, in den Jugendamtsbezirken vorrangig Kita-Plätze angeboten werden und Kin-
dertagespflegepersonen gar nicht erwähnt werden. Die Platzvergabe müsste transpa-
renter sein, damit die Kindertagespflegestellen von den Eltern auch gefunden werden. 
Das ist nach wie vor sehr unbefriedigend. In vielen Kommunen werden schon Online-
portale genutzt. Aber auch dabei wird die Kindertagespflege meistens nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Sie können in diesen bestehenden Onlineportalen meistens 
nicht ihre Plätze zur Verfügung stellen und dadurch auch nicht sichtbar werden. Diese 
Dinge machen es hinsichtlich der Verlässlichkeit auf jeden Fall schwierig. 

Alexandra Bayram (Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen): Es ent-
steht immer der Eindruck, die Kindertagespflege sei eine Nische. Die Kindertagespflege 
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ist ein gleichberechtigtes und rechtserfüllendes Betreuungsangebot. Sie hat ihre Vor-
teile, aber selbstverständlich wie jedes System in unserer Gesellschaft auch Nachteile. 
Das ist nicht von der Hand zu weisen, aber es bietet eben auch ein großes Pfund an 
Vorteilen. So klein ist die Nische in NRW nicht: 30 % der U3-Kinder werden in der 
Kindertagespflege betreut.  

Bezüglich der Überbelegung von Gruppen, der Belastung des Personals und der Bil-
dungschancen etc. – wir haben es schon von den Kolleg*innen aus den Trägerreihen 
gehört – möchte ich dringend darauf hinweisen und wie Frau Konrath appellieren, darauf 
mit gutem Auge zu blicken. Denn diese Strukturen irgendwann wieder neu zu schaffen, 
würde kaum möglich sein und ein erhebliches Mehr an Finanzmittel bedeuten.  

Doris Feldmann (Verband Bildung und Erziehung, Landesverband NRW): Es 
reicht eben nicht – das ist gerade schon sehr deutlich geworden –, Qualität zu fordern 
und zu formulieren. Entscheidend sind die Bedingungen, unter denen unsere Kollegin-
nen und Kollegen sie dann auch tagtäglich umsetzen müssen. Wir möchten uns sehr 
herzlich für die Möglichkeit zur Anhörung bedanken.  

Es wurde nach der Bewertung der Veränderungen gefragt. Ausgesprochen anerken-
nen möchten wir die Nachjustierung, die es in der letzten Woche und ehrlich gesagt 
auch schon davor gegeben hat. Es sind wichtige Schritte in die richtige Richtung, die 
zeigen – das freut uns sehr –, dass Stellungnahmen und auch Kritik wirksam sind.  

Gleichzeitig müssen wir jedoch eine Sache feststellen: Weniger schlecht ist eben nicht 
gut. Gut muss die frühkindliche Bildung aber sein, damit sich die Gewinnerwartung 
einstellt und die frühkindliche Bildung die viel zitierte hohe Rendite bringt, die wir ihr 
immer zuschreiben. Vielleicht anders gesagt: Das Licht, über das wir uns wirklich sehr 
freuen, wirft auch mächtig Schatten. Ich nenne ein paar Beispiele.  

Die Erhöhung der Kernzeiten ist großartig, und es ist wirklich eine tolle Sache, dass 
wir diesbezüglich auch gehört worden sind. Es bleibt aber diese unsägliche Fragmen-
tierung in Kern- und Randzeiten. Auch für uns als VBE ist klar, dass Bildung, Erzie-
hungsbetreuung untrennbar ist und mit einem gleichbleibenden Qualitätsstandard um-
gesetzt werden muss. Es erreichen uns wirklich viele Fragen, wie das in der Praxis 
gehen soll, ob bei Situationen des Ankommens und bei der Kommunikation mit den 
Eltern die Arbeitszeiten in der Randzeit geteilt werden müssen. In erster Linie macht 
uns aber die Diskontinuität durch wechselnde Bezugspersonen der Kinder nach wie 
vor große Sorgen.  

Wir erkennen an, dass es keine größeren Gruppen im U3-Bereich gibt, geben soll und 
geben darf. Trotzdem gibt es in den anderen Gruppenformen die Möglichkeit, zwei 
Kinder zusätzlich aufzunehmen. Das soll im Ausnahmefall für sechs Wochen so sein. 
Wir wissen aber alle miteinander, dass der Ausnahmezustand in unseren Bildungsein-
richtungen mittlerweile die neue Realität ist und so eine Befristung sehr fragwürdig ist.  

Die 15.000 Euro für die eingruppigen Einrichtungen helfen ganz vielen kleinen Einrich-
tungen, in denen nachweislich eine hohe Qualität vorherrscht. Diese 15.000 Euro wur-
den – auch das muss man sagen – seit 2008 nicht erhöht. Es ist fraglich, ob das dem 
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Anspruch, zu stabilisieren, dann auch wirklich gerecht wird. Auch die Alltagshilfe, die 
Kita-Helferinnen werden nun mit 16.000 Euro verstetigt, früher waren es 20.000 Euro.  

Nicht zuletzt möchten wir aber die finanziellen Verbesserungen loben, die die Verän-
derungen mit sich bringen, wie Fachberatung, Sprachförderung. Alle wissen von dem 
Spannungsfeld. Es gibt nämlich gleichzeitig eine strukturelle Unterfinanzierung. Dazu 
ist in der Runde schon wirklich sehr viel Wichtiges gesagt worden. Ich fasse es mit 
diesem Satz zusammen: Wenn das Strickmuster falsch ist, dann haben es Verände-
rungen natürlich auch mächtig schwer.  

Ich gehe kurz auf die Frage, welches Personalprofil vertretbar ist, ein. Multiprofessio-
nalität funktioniert immer dann, wenn sie nicht nur auf „multi“, auf viele Personen, die 
reingeholt werden, sondern auch auf Professionalität fokussiert ist. Die Idee der Rand- 
und Kernzeiten sehen wir als VBE genauso kritisch wie die Absenkung von Personal-
standards und diese gelockerten Personalvorgaben, der größere Kreis von Personen, 
die Fachkräftestunden abdecken können oder die sogenannten profilrelevanten 
Kräfte. Das ist aus unserer Sicht alles nur vertretbar, wenn die Fachkräftequote gleich-
zeitig durchgängig hoch ist.  

Den Bildungsauftrag, Frau Gebauer, Sie fragten danach, sehen wir tatsächlich gefähr-
det, weil diese Fachkräftequote im Bundesvergleich insbesondere in Nordrhein-West-
falen stark rückläufig ist. 14 % war die letzte Zahl, die ich gefunden habe, bundesweit 
waren es 9 %. Das muss uns wirklich alarmieren. An dieser Stelle müssen wir tatsäch-
lich warnen, dass wir uns konkret an dieser Stellschraube, die Sie angefragt haben, 
ganz große Sorgen um die frühkindliche Bildung machen.  

Philipp Stewart (ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirk 
Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank, für die Einladung, danke, Herr Dr. Maelzer, für 
die Frage. Viele Dinge, die schon kritisiert wurden, teilen auch wir. Mit Blick auf die Zeit 
wiederhole ich das nicht.  

Herr Dr. Maelzer, ich kenne keine einzige Erzieherin oder Kinderpflegerin, die bei uns 
organisiert ist, die diese Reform gut findet oder für eine Verbesserung ihrer Arbeitsbe-
dingungen hält. Die Problematik liegt darin, dass aus unserer Sicht neben den Spezi-
fika – die Finanzierungsthemen teilen wir – vor allem Hypothesen aufgestellt wurden, 
die der Praxis gar nicht standhalten – etwa die Idee, Kern- und Randzeiten einzuführen 
und dann genug Ergänzungskräfte für diese Randzeitbetreuung zu haben. Es fehlen 
auch Ergänzungskräfte. Ich weiß nicht genau, woher die kommen sollen.  

Die 5-Stunden-Buchungsschritte sind eine Erhöhung des Aufwands. Es ist schon ge-
sagt worden, dass die Leitungen dann zusätzliche Aufwände haben werden. Das Sig-
nal, dass Überbelegungen überhaupt möglich sind, war für die Bestandsbelegschaften 
relativ fatal, weil man den Menschen gesagt hat: Wir können uns vorstellen, dass ihr 
auch das noch zusätzlich macht. – Es ist ein Schritt in die richtige Richtung, dass das 
nun ein Stück weit zurückgeschraubt wurde.  

Ich teile aber auch, was bisher gesagt wurde, nämlich dass ein schlechter Entwurf 
nicht dadurch besser wird, dass er ein bisschen verbessert wird, sondern es bleibt 
immer noch bei einer Reform, die nicht grundsätzlich genug ansetzt. Diese hätte 
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nämlich an der Finanzierung, an der Qualifikation von Bestandspersonal ansetzen 
müssen, um dieses insbesondere im Hinblick auf die demografische Entwicklung zu 
halten, und hätte auch sehr stark auf Ausbildung und Qualifizierung setzen müssen. 
All diese Dinge sind zusätzlich zu den anderen Punkten unterentwickelt.  

Man merkt, dass ein juristisch-technokratischer Blick auf die Fragestellung geworfen 
wird, wie die Einrichtungen geöffnet werden können, und wenig im Blick ist, was für 
die Kinder pädagogisch sinnvoll ist. Es braucht in der Ausgestaltung des KiBiz aber 
genau den umgekehrten Blick – also zuerst darauf, was pädagogisch für Kinder und 
Beschäftigte sinnvoll ist und dann auf die Frage der Öffnungszeiten – so schwierig 
diese Thematik auch ist. Wir verschließen uns nicht der Diskussion. Viele Eltern sind 
bei uns organisiert. Das sind häufig Eltern, die beide Vollzeit arbeiten müssen und auf 
das System angewiesen sind. Es ist aber niemandem damit geholfen, nach außen 
Stabilität und Verlässlichkeit zu suggerieren, durch die Reform dann aber Instabilität 
und Unverlässlichkeit in die Einrichtungen zu bringen. 

Sandra van Heemskerk (komba gewerkschaft nrw): Auch wir bedanken uns für die 
Möglichkeit der Stellungnahme. Ich möchte mich meinem Vorredner, Philipp Stewart 
gerne anschließen. Vieles des Gesagten teilen wir als komba gewerkschaft. Ich 
möchte grundsätzlich sagen: Wir in Deutschland haben nicht viele Ressourcen, aber 
Bildung. Bildung ist unsere Ressource. In Sonntagsreden hören wir immer, wie wichtig 
der Politik das Thema „Kinder und Jugendliche“ ist. Genau in solchen Gesetzgebungs-
verfahren sollte sich das grundsätzlich immer bemerkbar machen – sofern wir unsere 
einzig wichtige Ressource stärken wollen.  

Grundsätzlich ist es schwierig – und das erkenne ich an –, in Verantwortung zu sein, 
ein solches Gesetz zu novellieren. Welche grundsätzlichen Vorgaben liegen bzw. was 
liegt überhaupt vor? Dazu gehören auch die Eckpfeiler. Was bedeutet der Rechtsan-
spruch? Mit Blick auf die Bundesebene lässt sich fragen: Was bedeutet denn der 
Rechtsanspruch auf bedarfsgerechte Betreuung?  

Wir haben es beim Ganztag in der Grundschule – Gott sei Dank – mit Zahlen hinterlegt. 
Da ist er auf acht Stunden reglementiert. Das haben wir im U3- und Ü3-Bereich aber 
nicht. Das macht es insbesondere so schwierig. Wir diskutieren immer wieder etwa 
darüber, dass die Betreuungszeit von Kindern in der Kita über einer durchschnittlichen 
Vollzeitäquivalenz von Beschäftigten liegt. 45 Stunden können Kinder in der Kinderta-
gesstätte verweilen. Das sind fünf Stunden mehr, als Menschen grundsätzlich in Voll-
zeit arbeiten. Darauf müssen wir blicken. Es ist trotzdem ein Auftrag für NRW, dies in 
Richtung Bundesrat zu diskutieren.  

Wir sind als komba gewerkschaft nicht realitätsfremd. Wir sehen, was gerade passiert 
und wie wenig Personalressourcen vorhanden sind. Trotzdem ist eine Qualifikationsab-
senkung hinsichtlich des Personals oder der pädagogischen Arbeit natürlich auch ein 
Signal an die Attraktivität dieses Berufsfeldes. Wenn sich junge Menschen – gerade sind 
nicht mehr viele junge Menschen oben auf der Tribüne – für diesen Bereich interessie-
ren, aber immer wieder hören, wie schwierig und anstrengend es ist und wie wenig man 
eigentlich von dem, was man vier oder fünf Jahre lang gelernt hat, umsetzen kann, weil 
pädagogische Arbeit eben nicht ganz vorne steht, dann werden sie das System nicht 
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attraktiv finden. Gleiches gilt für all die multiprofessionellen Kräfte, die mittlerweile über 
die Personalverordnung in den Kitas arbeiten können. Man muss sich generell die Frage 
stellen, ob man die grundständigen Ausbildungen nicht ein Stück weit unattraktiv macht, 
wenn man mit – ich sage das böse – schnellen Weiter- und Fortbildungen oder sonsti-
gem am Ende doch als Fach- oder Ergänzungskraft arbeiten kann.  

Die vorgenommenen Änderungen möchte ich grundsätzlich erst einmal loben. Ich bin viele 
Jahre im Geschäft. Dass vor einer Anhörung an einem Gesetzentwurf so grundsätzlich 
noch einmal Änderungen vorgenommen wurden, lässt mich zumindest hoffen, dass auch 
angekommen ist – das haben wir als Gewerkschaften, ich spreche für uns alle, immer wie-
der angemahnt und uns gewünscht –, dass kritische Stimmen gehört werden und mit ihnen 
auch gearbeitet wird. Es ist auf jeden Fall ein Signal, dass damit gearbeitet wurde.  

Wir hätten uns einen grundsätzlich anderen Gesetzentwurf gewünscht, der auch die 
Beschäftigten viel stärker und nicht nur die Betreuungsverlässlichkeit berücksichtigt. 
Die Gründe habe ich eben schon angedacht. Wir sind froh darüber, dass das Thema 
„Gruppengrößen“ wieder zurückgedreht worden ist. Wir hätten uns kleinere Gruppen 
gewünscht. Das haben wir in unseren Ausführungen immer wieder genannt. Praxisan-
leitung gestärkt, Kita-Helfer-Programm.  

Ich komme kurz zu den Kern- und Randzeiten. Wir lehnen sie grundsätzlich ab. Dass 
die Kernzeit nun auf 35 Stunden erhöht worden ist, ist erst einmal ein guter Schritt. Es 
wird zu wenig darauf hingewiesen, dass das im Rahmen des Gesetzes nur eine Mög-
lichkeit ist. Je mehr wir dem einen Schwerpunkt geben, umso mehr glauben Träger 
dann, dass sie das auch eins zu eins so umsetzen sollen. Wir hätten uns gewünscht, 
dass es, sofern daran festgehalten wird, auf jeden Fall einen Antrag oder eine Evalu-
ierung gibt, damit – das haben meine Vorredner und Vorrednerinnen schon gesagt – 
nicht aufgrund finanzieller Probleme der Träger, um finanziell irgendwie gesund zu 
bleiben, auf dieses System zurückgegriffen wird. Eine Kontrolle, ob Träger trotzdem 
die Anstrengungen unternehmen, qualifiziertes Personal zu gewinnen, wäre wichtig.  

Mit den Verfügungszeiten möchte ich schließen. Wir haben es beim letzten Mal – ich 
sage es sehr salopp – extrem gefeiert, dass die Verfügungszeiten mit 10 % in das KiBiz 
aufgenommen wurden. Wir haben mit unseren Mitgliedern darüber diskutiert und ge-
sagt, dass das eine erste Pflanze im Gesetz ist, die jetzt weiterwachsen kann. Dass das 
nun herausfällt, ist wirklich einer der größten Kritikpunkte – auch seitens unserer Mit-
gliedschaft. Denn das war sowieso die Zeit, die in heiklen Personalzeiten trotz Nieder-
schrift im Gesetz immer wieder hintenüberfiel, aber zumindest immer wieder nach vorne 
geschoben wurde. Dass sie jetzt nicht im Gesetz steht und sie auf Freiwilligkeit beruht, 
ist ein wirklich großer Einschnitt in die pädagogisch qualitativ hochwertige Arbeit.  

Daniela Heimann (LEB – Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen): Wir möchten uns recht herzlich für die Möglichkeit, heute an 
der Anhörung teilzunehmen und Stellung für die Eltern zu beziehen, bedanken.  

Ich möchte zunächst auf die Frage der AfD-Fraktion nach der Sicherstellung des Kin-
derschutzes und der Sicherung der Bildungsarbeit eingehen, die direkt an uns gerichtet 
wurde. Ich möchte betonen, dass bereits heute nicht jede beliebige Person im System 
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„Kindertagesbetreuung“ tätig werden kann. Es bedarf eines Führungszeugnisses, und 
es gibt Mindestanforderungen an Qualifikationen. Damit sind zum Beispiel auch die The-
men „Kinderschutz“ und „Gefahrenabwehr“ verankert. Das versichert uns zumindest 
glaubhaft, dass Kinder in den Einrichtungen nicht grundsätzlich gefährdet sind.  

Trotzdem nehmen wir zur Kenntnis, dass mit der Einführung des Randzeitenmodells 
darüber nachgedacht wird, einen weiteren Personenkreis in größerem Umfang in den 
Einrichtungen tätig werden zu lassen. Ich bin Sandra van Heemskerk sehr dankbar, 
dass sie mein Verständnis bestätigt hat: Das ist nur eine Option. Wir haben das Kern- 
und Randzeitenmodell immer als Option und nicht als Muss für Träger verstanden, 
mehr Handlungsspielraum zu erlangen. Wir hoffen inständig, dass Träger nicht die 
pädagogischen Fachkräfte aufkündigen und Ergänzungskräfte suchen.  

Mit Blick auf den Kinderschutz möchten wir betonen, dass es auch heute schon Regelun-
gen zu verbindlichen Kinderschutzkonzepten gibt. Wir würden uns sehr stark wünschen, 
dass auch Eltern stärker in die Verantwortung genommen werden, diese Entwicklung der 
Kinderschutzkonzepte und auch die Überarbeitung zu begleiten und daran mitzuwirken. 
Das hat zum einen den Vorteil, dass Eltern besser verstehen, wie Kinderschutz in Einrich-
tungen gesichert wird, und auch mittragen können, was dort entwickelt wird.  

Wir haben in unserer Stellungnahme – das möchte ich anmerken – auch zum § 15 
Stellung genommen, der bisher unverändert im Gesetzentwurf fortbesteht. Damit wird 
darauf hingewirkt, dass das pädagogische Personal in den Einrichtungen sein Handeln 
an den Möglichkeiten der Kinder ausrichten soll. Wir appellieren stark dafür, mit Blick 
auf Personalverordnung und erweiterte Personenkreise sowie auch profilrelevante 
Kräfte zu überlegen, diese Regelungen zu öffnen und diesen Personenkreis auch 
mehr in die Pflicht zu nehmen.  

Wir appellieren sehr stark dafür, die Elternmitwirkung zu verschärfen, um den Eltern 
eine Möglichkeit zu geben, besser zu verstehen, was in den Einrichtungen geschieht, 
und wie sie daran mitwirken können. Wir sehen, dass zwar Anhörungsrechte vorgese-
hen sind, diese allerdings sehr spät eingeholt und Gestaltungshinweise nicht zur 
Kenntnis genommen werden. Wir wünschen uns diesbezüglich dringend, dass Eltern 
stärker in die Pflicht genommen werden, auch Entscheidungen vorab mitzudiskutieren 
und am Ende mitzutragen. Darunter würde dann auch die Diskussion über personelle 
Änderungen fallen. Darin sehen wir eine Möglichkeit, dass mit einem kommenden 
Kern- und Randzeitenmodell ein Kita-Träger oder eine Einrichtung nicht beliebig agie-
ren kann, ohne die Eltern mit an Bord zu nehmen.  

Ich möchte im Zusammenhang mit dem Kinderschutz auf die Überlegungen zu den 
Überbelegungsmöglichkeiten in den Einrichtungen eingehen. Auch wir haben im ers-
ten Gesetzentwurf mit Erschrecken zur Kenntnis genommen, dass man ohne vorhe-
rige Debatte dazu übergehen wollte, die geplanten Überbelegungsmöglichkeiten aus-
zuweiten. Wir sind deutlich erleichtert, dass dies zurückgenommen wurde, hätten uns 
aber im Umkehrschluss gewünscht, dass schon mit dem ersten Gesetzentwurf darauf 
hingewirkt wird, Überbelegungsmöglichkeiten einzugrenzen.  

Wir appellieren daher sehr stark dafür, geplante Überbelegungsmöglichkeiten im KiBiz 
zukünftig abzuschaffen, damit Träger im Rahmen der Jugendhilfeplanung gar nicht 
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erst mit Überbelegungen agieren können, sondern dass Überbelegungsmöglichkeiten 
ausschließlich für unterjährige Akutbedarfe nutzbar werden. Das hat schlicht und er-
greifend den Vorteil, dass dadurch Gruppengrößen kleiner werden, weil viele Gruppen 
nach wie vor überbelegt sind. Das würde die Stressbelastung reduzieren und auch 
dem Umstand Rechnung tragen, dass die Raumempfehlungen für Kindertageseinrich-
tungen schon seit langer Zeit nicht mehr überarbeitet wurden.  

Wir sehen zumindest bei dem Fortbestand der Überbelegungen die Notwendigkeit, die 
Raummatrix zu überarbeiten. Wir haben auch heute schon einen sehr komplexen Be-
darf in den Einrichtungen. Es gibt steigende Zahlen von Kindern mit Förderbedarfen 
und drohender Behinderung. Es braucht andere Räumlichkeiten, auch Räumlichkeiten 
für Therapien oder explizite Rückzugsmöglichkeiten für Kinder mit Neurodivergenzen, 
um ihnen einen gewissen Raum in den Einrichtungen zu geben, sich zu entfalten und 
sich dort auch wohlzufühlen.  

Ich möchte kurz auf die 5-Stunden-Buchungsschritte eingehen, auch wenn das keine 
an uns direkt gerichtete Frage war. Wir begrüßen den Schritt in Richtung 5-Stunden-
Buchungsschritte. Wir erkennen an, dass dies eine Komplexität in der Verwaltung mit 
sich bringt. Trotzdem bekommen wir die Rückmeldung, dass Eltern oftmals in hohe 
Buchungsumfänge hineingedrängt werden. Frau van Heemskerk hat gerade gesagt, 
dass es wenige Eltern mit tatsächlich mehr als 40 Stunden Arbeitszeit in der Woche 
gibt. Wir nehmen wahr, dass trotz allem gerade im U3-Bereich sehr viele 45-Stunden-
Plätze bestehen. Wir würden uns daher sehr wünschen, dass diese 5-Stunden-Bu-
chungsschritte in der Kombination mit den Bedarfsabfragen, die im zukünftigen Gesetz 
deutlich verstärkt gefordert werden, genutzt werden, um auch kleinere Buchungsum-
fänge vertraglich zu vereinbaren. Das würde Eltern auf der Elternbeitragsseite finanzi-
ell entlasten, aber auch dazu beitragen, dass man einen besseren Blick auf den ei-
gentlichen Bedarf der Eltern im System hat.  

Dr. Antonius Hamers (Katholisches Büro NRW): Meine Damen und Herren Abge-
ordnete, erst einmal herzlichen Dank, dass wir uns zu diesem Themenbereich äußern 
dürfen und dass wir eingeladen worden sind. Sie sehen nicht nur an unserer Stärke, 
unserer Delegation von drei Personen, sondern auch an der Anzahl der Einrichtungen, 
die wir als katholische Kirche in Nordrhein-Westfalen nach wie vor haben, dass dieser 
gesamte Bereich für uns sehr wichtig ist. Etwa ein Viertel der Kindertageseinrichtungen 
sind in katholischer Trägerschaft.  

Wir haben allein im letzten Kindergartenjahr über 160 Millionen Euro aus unseren Mit-
teln hineingegeben. Das zeigt, wie wichtig dieser Bereich für uns ist. Das soll er auch 
in Zukunft sein. Zugleich müssen wir eingestehen, dass wir jedenfalls in dieser Höhe 
nicht mehr dazu in der Lage sein werden, unsere finanziellen Mittel dort einzubringen. 
Deswegen haben wir ein großes Interesse daran, dass es eine dauerhaft verlässliche 
Finanzierung in diesem Bereich gibt, und begrüßen die Novelle. Ich gehe nicht auf die 
konkreten Äußerungen unserer Stellungnahme ein.  

Florian Strecker (Katholisches Büro NRW): Wir begrüßen die Verbesserungen im 
vorliegenden Änderungsantrag zum vorliegenden Gesetz grundsätzlich. Wir gehen 
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bezüglich der Veränderungen in der Sprachförderung der Kita-Helfenden, der Anpas-
sung der Gruppengrößen gerne mit. Das sind Forderungen oder Ideen, die wir auch in 
unserer Stellungnahme gemeinsam mit dem evangelischen Büro und den evangeli-
schen Landeskirchen geäußert haben. Das sind unseres Erachtens wichtige, sinnvolle 
und notwendige Schritte.  

Diese Schritte sind gerade im Bereich der Sprachförderung an die 106 Millionen Euro 
gekoppelt, die dem System nicht entzogen werden – das haben wir zu Beginn der 
Anhörung schon gehört – und insbesondere durch den demografischen Wandel, durch 
die zurückgehenden Kinderzahlen frei werden. Wir sind dankbar dafür, dass diese im 
System bleiben können. Wir hoffen und gehen davon aus, dass dies kein Einmaleffekt 
sein wird, sondern auch in zukünftigen Kindergartenjahren ermöglicht werden kann.  

Im vorliegenden Gesetzentwurf sehen wir – das steht auch weitgehend in unserer Stel-
lungnahme, deshalb werde ich das nicht in Gänze ausführen – Verbesserungen ge-
rade im Bereich der Fortschreibungsrate. Dieses alljährliche Finanzierungsdelta hat 
uns in den vergangenen Jahren sehr stark beschäftigt und wird in Teilen durch den 
Landesanteil kompensiert werden. Diesbezüglich besteht natürlich weiterer Verbesse-
rungsbedarf, wenn wir irgendwann perspektivisch auf eine auskömmliche Finanzie-
rung unserer Einrichtungen, aller Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen blicken wollen.  

Viele Anfragen haben wir im Bereich der Sachkosten, nämlich dass diese wirklich 
gänzlich dargestellt werden. Das bezieht sich insbesondere auch auf Investivmittel in 
den Bereichen, in denen wir bspw. Ersatzbauten für Einrichtungen benötigen und 
bauen müssen, besonders auch auf die Möglichkeiten, in das Mietmodell zu wechseln. 
Die angesetzten Mieten gestalten es aber schwierig, überhaupt Investoren zu finden. 
Auch diesen Bereichen muss sich perspektivisch dringend gewidmet werden.  

Auf die Frage, ob die Änderungen substanziell sinnvoll oder ein Pflaster sind: Für uns 
sind das sehr sinnvolle Schritte. Wir sind auf einem guten Weg, in einem guten Aus-
tausch in den letzten Wochen und Monaten und gehen mit diesem Gesetz wichtige 
Schritte. Wir setzen in den nächsten Wochen, Monaten und Jahren sehr auf den Dia-
log, um das Kinderbildungsgesetz gemeinsam weiter zu gestalten – in Verantwortung 
für die Kinder und Familien in diesem Land.  

Vera Nosek (Evangelisches Büro NRW): Auch wir danken sehr für die Einladung zur 
Anhörung. Ich beziehe mich wie Herr Strecker auf die Frage von Frau Gebauer zur 
Bewertung der jüngsten Änderungen. Wir begrüßen diese ausdrücklich, halten sie für 
eine fachlich sinnvolle Nachsteuerung. Alle fünf Änderungen nehmen wichtige Anlie-
gen unserer Stellungnahme auf. Ich nenne sie nicht im Einzelnen, weil das schon 
mehrfach getan wurde. Das soll aber unseren Dank nicht schmälern.  

Wir sehen für diesen aktuellen Prozess im Rahmen dieses Gesetzentwurfs noch zwei 
ganz akute Nachsteuerungsbedarfe, die bearbeitet werden müssten, damit es für uns 
ein wirklich hilfreicher Schritt wird.  

Das ist einmal die Frage der Buchungsschritte. Herr Jentgens und Herr Euler haben 
dazu schon ausgeführt. Zu den Buchungsschritten wird auf Seite 4 im Gesetzentwurf 
prognostiziert, dass sie zu einer finanziellen Entlastung des Landes, der Jugendämter, 
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der Eltern und der Träger führen. Wir haben als Träger zumindest für die Trägerseite 
eine andere Prognose. Wir sehen, wie schon ausgeführt wurde, ein sehr hohes wirt-
schaftliches Risiko. Das droht, die finanziellen Verbesserungen, die in einem Gesetz-
entwurf vorgesehen sind, aufzufressen. Darum hoffen wir sehr, dass es noch zu einer 
Änderung kommt. Wir danken aber dafür, dass wir in den letzten Wochen gute Ge-
spräche geführt haben und hoffen, dass dieser Prozess noch weitergeht.  

Der zweite akute Änderungsbedarf bezieht sich auf § 33. Wir halten an dieser Stelle 
eine Klarstellung für wichtig, dass sich die erhöhte Kindpauschale für Kinder mit oder 
mit drohender Behinderung der KiBiz-Logik folgend nicht nur auf die Personalkosten, 
sondern auch auf die Sachkosten bezieht. Das klingt nach einem sehr engen, sehr 
fachlichen Thema. Es macht aber große Probleme in der Praxis. Wir hoffen, diese 
Reibungsverluste in Zukunft nicht mehr zu haben.  

Wenn diese beiden Themen noch bearbeitet werden könnten, halten wir das Gesetz 
insgesamt für einen hilfreichen Schritt, aber nicht für die Lösung aller Probleme. So 
war aber der Prozess von vornherein nicht gerahmt. In der Präambel zu den Eckpunk-
ten heißt es: „Mit einer Reform des KiBiz sollen Anspruch und Umsetzungsmöglichkei-
ten wieder näher zusammengebracht werden.“ Dieses „näher zusammenbringen“ ist 
ein Prozess. Dafür wird ein Schritt gemacht, weitere müssen folgen. Herr Strecker und 
Herr Euler haben das gerade schon ausgeführt.  

Ich möchte für den evangelischen Bereich betonen, dass wir als vermeintlich reiche Trä-
ger ein großes Interesse an einer realistischen Betrachtung des Themas „Trägeranteile“ 
haben. Ich möchte mich Frau Weber anschließen, die ausgeführt hat, was das Thema 
„Trägeranteile“ für die kommunale Seite bedeutet. Ich möchte berichten, dass wir durch 
die ständig nötigen Verhandlungen zum Thema „Trägeranteile“ ganz viele personelle 
Ressourcen verbrauchen, die anders eingesetzt werden könnten. Wir halten es für nötig, 
das im Prozess zur Kita-Formel weiter zu bearbeiten – genauso wie die anderen finan-
ziellen Fragen, die Herr Strecker und Herr Euler schon genannt haben.  

Einen Aspekt möchte ich noch hervorheben: Wir brauchen eine Regelung, um unsere 
evangelischen Strukturen halten zu können, denn das möchten wir gerne. Diesbezüg-
lich schließe ich mich den Ausführungen von Herrn Dr. Hamers an. Auch wir wollen 
weiterhin eine gute Kita-Arbeit, motiviert durch einen christlichen Hintergrund für alle 
Kinder machen. Dafür brauchen wir die Möglichkeit, in das Mietmodell zu wechseln. 
Der Transformationsprozess in unseren Einrichtungen macht das nötig.  

Dr. Fritz Jaeckel (Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen): Vielen Dank, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, dass Sie mir die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme geben. Ich bin Vertreter der IHK Nord Westfalen. Ich erläutere Ihnen kurz, 
warum ich heute eingeladen bin. Meine Berufsbiografie hat nämlich zu diesen The-
men, die wir heute beraten – ich bin deshalb vielleicht ein ungewöhnlicher Vertreter – 
einige Bezüge: Ich habe 24 Jahre in der Verwaltung und Politik des Freistaats Sachsen 
gearbeitet und hatte mit Gesetzgebungsvorhaben in den Bereichen „Kita“ und „Schul-
versorgung“ beruflich viel zu tun.  
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Herr Kamieth, ich möchte gerne mit der Beantwortung Ihrer Frage beginnen. Sie haben 
danach gefragt, inwieweit dieser Gesetzentwurf eine Verlässlichkeit für die Unterneh-
men in Nordrhein-Westfalen schafft, um mit Beschäftigung sicherer planen zu können. 
Ich kann das relativ kurz beantworten. Ich habe mich sehr gefreut, schon im Gesetz-
entwurf der Landesregierung, in der Drucksache an den Landtag unter „G“ und „H“ 
entsprechende umfängliche Ausführungen des Gesetzes zu den finanziellen Auswir-
kungen auf Unternehmen und den geschlechterdifferenzierten Betrachtungen zu fin-
den. Ich kenne kein anderes Landesgesetz, in dem das so gemacht worden ist. Das 
ist der deutliche Hinweis, dass Schule und Kita – wir beschäftigen uns heute mit dem 
KiBiz – auch das Ziel verfolgen, die Erwerbsneigung und die Erwerbstätigkeit in NRW 
geschlechterunabhängig auf einem hohen Niveau zu halten. Das begrüße ich als Ver-
treter der regionalen Wirtschaft natürlich ausdrücklich. Insofern war das der erste Teil 
„volkswirtschaftliche Anmerkungen“. 

Zweiter Teil zu dem Änderungsantrag und dem Gesetzentwurf in Gänze. Ich komme 
gleich noch zu Details. Es ist unglaublich erstaunlich – das möchte ich als ehemaliger 
Landespolitiker auch ausdrücken –, dass so kurzfristig vor einer Anhörung ein derartig 
qualifizierter Änderungsantrag auf den Tisch des Hauses gelegt und uns zugeleitet 
worden ist. Vieles, was meine Vorrednerinnen und Vorredner schon gesagt haben, 
brauche ich nicht zu wiederholen.  

Ich möchte auf einen Punkt hinweisen: 421 Millionen Euro sollen vom Landeshaushalt 
im Jahr 2027/2028 zusätzlich als Mehrausgaben zur Verfügung gestellt werden. Das 
ist eine halbe Milliarde Euro. Angesichts der Debatte um Ressourcen in der Bundes-
republik Deutschland auf allen staatlichen Ebenen, auf allen kommunalen Ebenen, bei 
freien Trägern und auch bei uns in der Wirtschaft möchte ich herausstellen, für wie 
bedeutsam ich das halte. Ich teile auch die Ausführungen der Kolleginnen und Kolle-
gen heute: Kraftakt, Ausnahmezustand, Kita und Schule im Stress usw. 

Lassen Sie mich aber bitte noch kurz einiges zum Gesetzentwurf im Detail sagen. Ich 
habe im Vorfeld der heutigen Anhörung noch einmal mein Netzwerk konsultiert und hatte 
heute Morgen eine kleine Telefonkonferenz mit Kitaleiterinnen im Freistaat Sachsen. Ich 
möchte Ihnen gerne neben der Stellungnahme, die ich nicht wiederholen brauche, etwas 
mit auf den Weg geben: Es war unglaublich spannend, zu hören, dass das Modell der 
Kern- und Randzeiten Mitte der 60er-Jahre in der DDR eingeführt worden ist. Auf meine 
Frage an die Kitaleiterinnen, was deren Erfahrung damit sei, kam eine positive Rück-
meldung – allerdings mit einigen interessanten Gelingensbedingungen.  

Eine Gelingensbedingung, die mir gegenüber heute formuliert worden ist und die ich mit 
in den Landtag bringen sollte, wurde gerade schon seitens des Kinderschutzbundes er-
wähnt: Eine ganz wichtige Gelingensbedingung ist, dass die Gruppen, auch wenn sie 
größer werden, möglichst homogen sind. Ich brauche nicht ausführen, was der Kinder-
schutzbund gesagt hat. Mit homogenen Gruppen lässt sich hinsichtlich Erziehung und 
Bildung eine Menge erreichen – je nach Altersgruppe der jeweiligen Kinder, die in diesen 
Gruppen sind. Das lässt sich alles diskutieren; man kann das auch anders sehen. Ich 
fand diesen Umstand sehr interessant. 

Ich habe in der Gesprächsrunde heute Morgen natürlich auch dargelegt, dass es ein 
neues pädagogisches Konzept gibt, das aus entsprechend gut ausgebildeten Fachkräften, 
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sozialpädagogischen Fachkräften und den entsprechenden Helferstrukturen besteht. 
Als Vertreter einer Ausbildungskammer und Organisation, die in Nordrhein-Westfalen 
10.000 Auszubildende begleitet, möchte ich auf einen psychologischen Effekt hinwei-
sen: Wir sprechen sehr oft von Differenzierung in den Qualifikationen. Das ist für die 
Attraktivität in einem Berufsumfeld nicht unbedingt von Vorteil. Wir sollten die Fachkräfte 
angesichts des Fachkräftemangels und des vorhandenen Bedarfs vielleicht doch weni-
ger nach den Qualifikationen und nach ihren Fähigkeiten betrachten. Das mag Sie er-
staunen, ist bei uns in der Ausbildungsstruktur einer Industrie- und Handelskammer aber 
ein riesengroßes Thema. Ich will damit sagen: Jede Fachkraft, die in einer Kita arbeitet, 
sollte Wertschätzung, die entsprechende Unterstützung und auch finanzielle Anerken-
nung – das möchte ich durchaus zugestehen – für ihre Arbeit bekommen. 

Aus unserer Perspektive ist der Gesetzentwurf gelungen. Ich habe heute Morgen in 
der Anhörung einen Eindruck mitgenommen, der mich seit Beginn meiner Berufslauf-
bahn auch in der Politik beschäftigt, ob alles, was wir diskutieren, Aufgabe der Politik 
ist. Das ist das letzte Finding aus den Konsultationen mit den Fachkräften: Vieles ge-
hört auch in die Verantwortung derjenigen, die innerhalb dieses Systems von der lan-
despolitischen Entscheidung betroffen sind. Das bedeutet also: Auch heute Morgen in 
meiner Telefonkonferenz kam der deutliche Hinweis, dass das Personal der Leitungen 
der Kitas unbedingt weiter qualifiziert und in der Verantwortung gestärkt werden muss, 
um mit den zur Verfügung gestellten Mitteln und Möglichkeiten agieren zu können.  

Eine letzte Bemerkung … 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Das wäre schön.  

Dr. Fritz Jaeckel (Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen): § 55 Abs. 5 
sieht vor, dass das Gesetz hinsichtlich der Finanzierung und der Auswirkungen evalu-
iert wird. Dort sind Sie alle, die Sie heute hier sind, vertreten. Es ist im Gesetz keine 
Wirtschaftsvertretung vorgesehen. Ich möchte nicht darum bitten, dass Sie Vertreter 
der Wirtschaft aus Nordrhein-Westfalen einbeziehen, aber eine Organisation einzula-
den und vielleicht auch die Auswirkungen eines solchen Gesetzes für die Wirtschaft 
gemeinsam diskutieren zu können, hielte ich für angemessen. Es ließe sich darüber 
nachdenken, ob es der Unternehmerverband, der Westdeutsche Handwerkskammer-
tag oder die IHK NRW sein soll. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir von diesem 
Gesetz in unseren Gremien unmittelbar betroffen sind und viele Diskussionen dazu 
haben. 

Mike Hüsing (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Zunächst einmal herzlichen Dank 
für die Einladung zur heutigen Anhörung und der Möglichkeit, Stellung zu nehmen. Der 
Gesetzentwurf zum KiBiz enthält viele gute Aspekte. 

Auf das Thema „Personal“ gehe ich jetzt kurz ein, auch zur Beantwortung der Frage 
von Frau Woestmann. Wir sind in einer Zeit, in der das System „Kindertagesbetreuung“ 
nicht wirklich verlässlich ist. Es gibt im Kreis Steinfurt mitunter Einrichtungen, in denen 
in einem Kindergartenjahr über 30 Tage Ausfall- oder Schließungszeiten, eine Betreu-
ungszeitenreduzierung und Ähnliches anfallen, obwohl in den Einrichtungen durchaus 
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Personal, darunter Ergänzungskräfte, vorhanden ist. Daher begrüßen wir mit Blick auf 
den Fachkräftemangel in den Kindertageseinrichtungen ausdrücklich die mögliche – 
ich betone das; niemand muss das tun – Ausrichtung mit den Kern- und Randzeiten. 
Wir haben im Rahmen einer AG 78 bereits im Jahr 2019, als der Fachkräftemangel 
angefangen hat, das erste Mal über solche Möglichkeiten – es war ähnlich; wir nutzten 
damals eine andere Begrifflichkeit – gesprochen. 

Die in den letzten Monaten geführte grundsätzliche Qualitätsdiskussion dazu können 
wir im Kreis Steinfurt so nicht mittragen, da es sich bei den Ergänzungskräften – da-
nach haben Sie, Frau Woestmann eben gefragt – um gelernte Fachkräfte handelt. Aus 
unserer Sicht ist das ein gutes Modell, damit auch bei Personalausfällen durch Erkran-
kung oder Ähnlichem Bildung überhaupt stattfinden kann und Kitas nicht schließen 
müssen. Wir alle können es uns sicherlich vorstellen: Nichts ist schlimmer, als wenn 
Bildung gar nicht stattfindet, weil die Kinder möglicherweise zu Hause sind. Auch mit 
Blick auf den Kinderschutz ist es bei einigen Kindern sicherlich von Vorteil, wenn sie 
in der Einrichtung sind. 

Darüber hinaus stellen wir aufgrund der fehlenden Verlässlichkeit des Kindertagesbe-
treuungssystems im Kreis Steinfurt fest, dass gerade Eltern mit Kindern im Alter von 
zwei Jahren ihre Kinder nicht mehr in den Kindertageseinrichtungen anmelden, weil 
diese eben nicht mehr so verlässlich sind. Es gibt also einen deutlichen Rückgang der 
Anmeldequote, weswegen uns mit Blick auf die Bildung und die Einschulung große 
Sorgen umtreiben. 

Um das System der Kern- und Randzeiten verlässlich umzusetzen und Bildung statt-
finden zu lassen, ist es aus unserer Sicht erforderlich, Ergänzungskräfte in den Kin-
dertageseinrichtungen in allen Gruppenformen ganztägig einzusetzen. Die Kinderpfle-
gerinnen und Kinderpfleger sind mit entsprechender Qualifizierung und Berufserfah-
rung schon heute in den Einrichtungen einsetzbar. Wir meinten es in unserer Stellung-
nahme so, dass Ergänzungskräfte ohne Berufserfahrung und ohne 160 Stunden Qua-
lifizierung in Kombination mit einer Fachkraft auch durchaus in Randzeiten einsetzbar 
sein sollten. Damit würde man für die Träger wirklich eine flexible Möglichkeit für die 
Tagesstrukturierung oder Tagesgestaltung umsetzen. Soweit zu dem Thema „Kinder-
pflege“. 

Ich komme nun mal aus einem Jugendamt, deshalb lassen Sie mich bitte noch einen 
Blick auf die Jugendämter werfen. Ich bleibe beim Thema „Personal“. Grundsätzlich 
positiv finde ich, dass sich das Land bzw. meine Kolleginnen aus den Landesjugend-
ämtern – die sitzen rechts neben mir – aus der Prüfung der Verwendungsnachweise 
zurückzieht bzw. zurückziehen. Dieser Schritt war an der Zeit, weil wir uns diese Bü-
rokratie sowohl finanziell als auch personell nicht mehr erlauben können. 

Gleichwohl führt das ausschließlich bei den Landesjugendämtern zu einer Entlas-
tung – das muss sehr deutlich gesagt werden. Für meine beiden Kolleginnen freut 
mich das. Für uns führt die Einführung aber, auch wenn es keine verlässliche Prüfung 
ist, sondern nur eine sporadische und per Zufallsprinzip durch die Gemeindeprüfungs-
anstalt durchgeführte, zu einem Mehraufwand in den Kommunen. Darauf wollte ich 
noch mal aufmerksam machen, weil wir in den Kommunen das Personal dafür oftmals 
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nicht mehr haben. Ich plädiere noch mal für eine Veränderung und eine Vereinfachung 
der Bürokratie für die Jugendämter. 

Florian Dudek (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Ich habe noch ein Thema, das 
mich als in dem Fachbereich Tätigen sehr bewegt: Das ist das Kindpauschale-System. 
Es wurde schon mehrmals angesprochen, dass das ein sehr kleinteiliges System ist, 
das mit großem Aufwand verbunden ist. Direkt zu einem Pauschalsystem überzuge-
hen, ist natürlich ein sehr großer Schritt. Ich kann das Ansinnen des Landeselternbei-
rats, dass es Überbelegungen eigentlich gar nicht geben dürfte, auch verstehen. 

Ich würde den Blick ein bisschen auf die Jugendämter werfen. Wenn es das nicht gäbe, 
würde uns das kaum Flexibilität ermöglichen. Es ist für uns kaum vorhersehbar, wie 
viele Kinder geboren, wie viele zuziehen, wie viele wegziehen und wie viele von denen, 
die insgesamt da sind, in einer Kita angemeldet werden. Manchmal werden wir über-
rascht. Es stellt sich die Frage: Ist es besser, dass Kinder in eine Übergangslösung, 
ein Provisorium kommen, wenn keine Überbelegung möglich ist, oder ist es besser, 
als 21. Kind in die Gruppe einer Bestandseinrichtung zu kommen? Darüber kann man 
diskutieren. Ich glaube, dass es, wenn wir diese Flexibilität nicht haben, schwierig ist. 

Beim KiBiz ist bisher immer nur der Fall der Unterversorgung bedacht worden: Wir 
können überbelegen. Wir haben aber nicht bedacht, was denn ist, wenn Gruppen mal 
nicht ausgelastet sind. In dieser Situation stecken aktuell viele Landkreise. Dazu habe 
ich einen Appel, einen Wunsch. Etwas belegungsunabhängiges ist, glaube ich, nicht 
möglich. Wenn aber zumindest die Finanzierung auf Basis von 20 Kindern weiterlaufen 
würde, obwohl beispielsweise zwei Kinder weniger in den Gruppentypen I und III sind, 
müssten wir nicht direkt so einschneidende Maßnahmen treffen, wie Einrichtungen zu 
schließen, Provisorien dicht zu machen – in der Phase sind wir gerade –, sondern 
dann könnte das System ein bisschen mehr nach unten und nach oben atmen. 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Wir haben die erste Fragerunde hinter uns gebracht 
und machen nun 30 Minuten Mittagspause – wir haben eine wirklich hervorragende 
Kantine. Ich bedanke mich schon mal für die vielschichtigen Beiträge, in denen die 
Problemlage, glaube ich, vollends aufgegriffen wurde. Nach der Pause wird meine Kol-
legin Eileen Woestmann die Sitzung leiten. 

(Unterbrechung von 11:53 Uhr bis 12:28 Uhr) 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Ich möchte darum bitten, dass Sie alle wie-
der Platz nehmen, damit wir weitermachen können. 

Ich begrüße Sie ganz herzlich. Ich hoffe, dass Sie alle sich in der Pause ein bisschen 
stärken konnten. Wir werden jetzt mit der Anhörung fortfahren, und zwar mit der zwei-
ten Fragenrunde. 

Ich erinnere an die Modalitäten. Wir im Ausschuss haben uns darauf geeinigt, dass 
jede Fraktion zwei Fragen an bis zu zwei Sachverständige stellen darf und dass Sie, 
die Sachverständigen, pro Antwort drei Minuten Zeit haben. Wenn mehrere Fragen an 
Sie gerichtet wurden, haben Sie fünf Minuten. Ich kündige an, dass ich auf die Zeit 
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achten werde. Ich bitte Sie, sehr konkret auf die an Sie gerichteten Fragen zu antwor-
ten und auf das einzugehen, worauf Sie eingehen sollen. 

Christina Schulze Föcking (CDU): Liebe Expertinnen und Experten, ich habe zwei 
Fragen. 

Die erste richtet sich an das Katholische Büro – die Sachverständigen sind im Moment 
noch nicht wieder anwesend; ich gehe dann gleich, sobald Sie wieder da sind, einmal 
rüber, stelle meine Fragen aber schon mal für das Protokoll – und an das Kreisjugend-
amt Steinfurt. Erklärtes Ziel ist es, gemeinsam mehr Stabilität und Verlässlichkeit in die 
Betreuungsinfrastruktur zu bringen – Stichworte: Kern- und Randzeiten, Stundenbu-
chungen. In Stellungnahmen wurde ausgeführt, dass ein flexibler Personaleinsatz im 
Tagesablauf einer Kita bereits gelebte Praxis und der Einsatz unterschiedlicher Pro-
fessionen in Kitas sinnvoll sei.  

Können Sie bitte näher erläutern, inwiefern multiprofessionelle Teams inklusive Kita-
Helfern und ein flexibler Personalansatz aus Ihrer Sicht dazu beitragen, den Kita-Alltag 
verlässlich zu gestalten und gleichzeitig die Qualität und Stabilität der Betreuung zu 
sichern? Betrachten Sie ergänzend gerne die Bereiche „Kern- und Randzeiten“, „Stun-
denbuchungen“ und „Kita-Helfer“. 

Unsere zweite Frage richtet sich an das Katholische Büro und an Stephan Jentgens 
von der LAG FW. Ein weiteres Ziel der KiBiz-Novellierung ist der Abbau von Bürokratie 
in den Einrichtungen. Durch die Vereinfachung der Verwendungsnachweisprüfung, die 
Erleichterung bei der Planungsgarantie sowie klareren Regeln für Berichts- und Doku-
mentationspflichten sollen die Teams spürbar entlastet werden, um mehr Zeit für die 
Arbeit mit den Kindern zur Verfügung zu haben. 

Welche konkreten Erleichterungen ergeben sich durch die Vereinfachung der Berichts- 
und Dokumentationspflichten, insbesondere im Hinblick auf die Entlastung des Perso-
nals im Kita-Alltag? Welche Vorteile könnten sich insbesondere aus der vorgesehenen 
Vereinheitlichung ergeben? 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Clauß hat in ihrer Stellungnahme eben davon ge-
sprochen, dass es durch die ABC-Klassen zu Mehrbelastung in den Kitas kommen 
wird. Darum befrage ich zum Thema „Sprachförderung und ABC-Klassen“ ver.di und 
den Kinderschutzbund. Wie schätzen Sie das ein? Ist die Einführung einer neuen 
Struktur mit ABC-Klassen ein sinnvoller Weg, oder wäre es sinnvoller, diese Ressour-
cen – ich glaube, wenn das alles zusammengenommen wird, ist man bei einer Grö-
ßenordnung von etwa 250 Millionen Euro – den Kitas zur Verfügung zu stellen? 

Der zweite Fragenkomplex richtet sich an das Kita-Bündnis und an die Landesjugend-
ämter. Ich gehe auf das Thema „Inklusion“ ein. Die Inklusion wird in diesem Gesetz-
entwurf relativ rudimentär behandelt. Wie sind Ihre Erfahrungen in der Praxis, also die 
Erfahrungen aus Sicht der Landesjugendämter und der Träger? An welchen Stellen 
müsste die KiBiz-Reform eigentlich Verbesserungen im Bereich „Inklusion“ mit sich 
bringen? Wie müssten Verbesserungen konkret aussehen? 
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Norika Creuzmann (GRÜNE): Vielen Dank auch von meiner Seite für die vielen 
durchaus erhellenden Stellungnahmen. 

Professor Dr. Thielemann, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme über Bildungsun-
gleichheiten und Chancengerechtigkeit und fokussieren die Kita-Sozialarbeit. Mein 
Fragenkomplex richtet sich an Herrn Thielemann und an die kommunalen Spitzenver-
bände. In welcher Ausformung und Ausprägung kennen Sie Kita-Sozialarbeit? Welche 
Kriterien müssen aus Ihrer Sicht erfüllt sein, damit Kita-Sozialarbeit erfolgreich sein 
kann? Tragen Modelle nachweislich zu Benachteiligungen bei? 

Meine zweite Frage richtet sich an die GEW und den VBE und geht in eine andere 
Richtung. Laut des Gesetzentwurfs sollen Leitungen in pädagogische und verwal-
tungstechnische Leitungen geteilt werden können. Könnten Sie herausstellen, welche 
Vorteile die geteilte Leitung hätte, wie sie konkret aussehen würde und welchen Um-
fang es bedarf, damit Leitungen ihre Arbeit gut erfüllen können? 

Yvonne Gebauer (FDP): Ich habe zwei Fragen. 

Die erste Frage bezieht sich ein Stück weit auf die Frage von Herrn Dr. Maelzer, näm-
lich auf die Sprachförderung in den Kitas und darauf, was dazu seitens des Ministeri-
ums für Schule und Bildung angedacht ist. Die Frage richtet sich an den VBE und an 
den Kinderschutzbund: Wie bewerten Sie die Abstimmung der Maßnahmen für die 
Sprachförderung und für die Schulreife zwischen dem MKJFGFI und dem MSB? Sind 
die KiBiz-Novelle und die ABC-Klassen aus Ihrer Sicht aufeinander abgestimmt, oder 
entstehen parallele, möglicherweise auch widersprüchliche Förderungssysteme? 

Ich habe noch eine zweite Frage, und zwar an die Freie Wohlfahrtspflege und an den 
Deutschen Kitaverband. In Bezug auf das Kern- und Randzeitenmodell gibt es eine 
Veränderung des ursprünglichen Textes, der lautete: 

„Die Kernzeit muss an den Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang von 
täglich mindestens fünf aufeinanderfolgenden Stunden angeboten werden.“ 

Jetzt heißt es neu: 

„Die Kernzeit muss an den Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang 
von täglich mindestens fünf Stunden angeboten werden und in der Woche 
einen Umfang von insgesamt mindestens 35 Stunden umfassen.“ 

Das Wort „aufeinanderfolgenden“ ist gestrichen worden. Was verstehen Sie als aus-
führende Träger unter dieser Streichung konkret? Noch mehr interessiert mich: Wie 
soll das in der Praxis umgesetzt werden, und wie realistisch ist das alles eigentlich? 

Zacharias Schalley (AfD): Meine erste Frage richte ich an die kommunalen Vertreter. 
Die Landesregierung hat das Ziel ausgegeben, die Bürokratie abzubauen. Dieses Ziel 
wurde in mehreren Stellungnahmen kritisch hinterfragt. An welchen konkreten Melde-, 
Nachweis- oder Kontrollpflichten zeigt sich aus Ihrer Sicht, dass der Entwurf eher zu 
zusätzlichem Verwaltungsaufwand führen könnte? 
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Meine zweite Frage richte ich an den Landeselternbeirat. Sie fordern stärkere Mitwir-
kungsmöglichkeiten in den Kindertageseinrichtungen und weisen zugleich darauf hin, 
dass die Missachtung gesetzlicher Mitwirkungsregelungen bislang folgenlos geblieben 
sei. Wie bewerten Sie den Gesetzentwurf in dieser Hinsicht, und welche Änderungen 
wären aus Ihrer Sicht erforderlich, insbesondere zu Konsequenzen bei Missachtun-
gen? 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Wir machen mit der Beantwortung der Fra-
gen weiter. 

Prof. Dr. Nurdin Thielemann: Ich wurde nach Ausformungen und Varianten der Kita-
Sozialarbeit, die ich in meiner Stellungnahme beschreibe, gefragt. 

Vielleicht müssen wir andersherum anfangen. Man kann über Bildungsungerechtigkeit 
sozialtheoretisch und bildungstheoretisch nachdenken, und man kann sich an-
schauen, wie praktisch darauf reagiert werden kann. Kita-Sozialarbeit kann darauf eine 
Antwort sein. Diese ist nicht in Hochschulen entstanden, sondern die Praxis in Rhein-
land-Pfalz, in Sachsen, in Berlin und in Bremen hat sie individuell und unabhängig von 
den verschiedenen Ansätzen sowie dem Bewusstsein über die Initiativen der anderen 
Bundesländer als Antwort auf riskante Lebenslagen von Kindern gefunden. 

Die Kita-Sozialarbeit wird wahrscheinlich am ehesten mit der Schulsozialarbeit und 
weniger mit den Frühen Hilfen in Verbindung gebracht. Tatsächlich ist die Kita-Sozial-
arbeit so etwas wie ein Lückenschluss in der Präventionskette, weil Frühe Hilfen in den 
Kitas oft nicht ankommen. Sie können jede Grundschullehrerin fragen: Ich nehme an, 
dass die Frage, ob in die Grundschule Kinder kommen, die potenziell schon vorher 
Unterstützung gebraucht hätten, sehr oft mit Ja beantwortet werden wird. 

Ich habe mir Nordrhein-Westfalen für meine Stellungnahme angeschaut und festge-
stellt, dass es hier ein sehr gut ausgebautes System von Familienzentren gibt. Bei der 
Arbeit in den Familienzentren handelt es sich im Grunde – das habe ich an der einen 
oder anderen Stelle so formuliert – um Spezial- und Normalfälle von Kita-Sozialarbeit, 
weil die Elternarbeit dort klar mit abgedeckt ist. Wenn Familienzentren allerdings – das 
ist ein wichtiger Punkt – nur nach innen wirken, was heißt, dass Beratung nur vor Ort 
stattfindet, also dass Kitas bzw. in dem Fall Familienzentren eine reine Komm-Struktur 
bleiben, erfüllen sie nicht den Auftrag von Kita-Sozialarbeit. 

Kita-Sozialarbeit ist dafür da, Kitas dem Sozialraum zu öffnen. Ein Auftrag von Kitas 
ist die sozialräumliche Öffnung. Kitas haben die Vernetzung im Sozialraum mittlerweile 
als Auftrag, und diese können die pädagogischen Fachkräfte, die Kitas, die sehr gute 
Arbeit leisten, nicht noch zusätzlich leisten. Das ist ein ganz starker und präventiver 
Ansatz. 

Wir unterhalten uns vielerlei über ABC-Klassen, darüber, wie wir Bildung ermöglichen 
können. Dabei gilt in den Kitas genau das, was für die Schule schon lange nachgewie-
sen ist: Bildungserfolg wird zu Hause gemacht. Wer die Familie nicht im Blick hat, er-
möglicht es vielleicht einzelnen, aber sicherlich nicht allen Kindern, Bildungschancen zu 
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nutzen, und Bildungschancen – das möchte ich offen und direkt sagen – sind Lebens-
chancen. 

Es gibt den unfassbar wichtigen Ansatz der Sprach-Kitas, der durch die Chancen-Kitas 
flankiert werden sollte, wie es in dem vorgeschlagenen § 45a ausformuliert ist, um … 
Man kann es fast drastisch benennen: Sprachbarrieren gehen oft mit Deprivationen 
einher. Die deutsche Sprache ist definitiv der Türöffner, Kinder sollten flankiert durch die 
Kita-Sozialarbeit aber auch durch diese Tür geführt werden, damit es kein individuelles 
Schicksal bleibt, ob Bildungschancen wahrgenommen werden können oder nicht. 

Mike Hüsing (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Wir gehen auf die Themen „Kern- 
und Randzeiten“ und „Stundenbuchung“ ein. 

Einen Teil zu den Kern- und Randzeiten habe ich in meiner ersten Antwort schon aus-
geführt. Die Kern- und Randzeiten sind in den Einrichtungen heute schon gelebte Pra-
xis, auch wenn sie so noch nicht beschrieben werden. Denn es gibt morgens Bringzei-
ten und im Nachmittagsbereich Holzeiten. Es gibt verschiedenste Begrüßungsrituale, 
und im Anschluss finden entsprechende Angebote statt. 

Laut des KiBiz soll schon heute allen Kindern – wir haben Stundenbuchungen von 25, 
35 und 45 Stunden – die gleiche Bildung zuteilwerden. Ich hoffe, dass in der Schule 
schon heute nicht festgestellt werden kann, welches Kind 25, welches 35 und welches 
45 Stunden in der Kita war, also dass alle Kinder die gleiche Bildung erfahren haben. 
Genau deshalb macht es aus unserer Sicht Sinn, an Kern- und Randzeiten, an der 
Möglichkeit, Flexibilität zu bieten, festzuhalten. 

Zum Einsatz des Personals als multiprofessionelles Team. Ein Kind fragt nicht, welche 
Ausbildung jemand hat, wenn es eine Frage hat, sondern ein Kind geht auf die Mitar-
beiterin oder den Mitarbeiter in der Einrichtung zu, hat eine Frage und bittet darum, bei 
etwas zu helfen oder etwas zu erklären. Ein Kind fragt nicht: Bist du eine Fachkraft 
oder eine Ergänzungskraft? – Das Kind bekommt dann eine Antwort. 

Genau deshalb halten wir die multiprofessionellen Teams für wichtig und für umsetz-
bar. Die Kita-Helferinnen und -Helfer oder, während des Mittagessens, Hauswirt-
schaftskräfte können auch Fragen beantworten. Das ist mitunter auch Bildung. Daher 
ist das Zusammenspiel aller Fachkräfte in den Einrichtungen sehr wichtig und kommt 
allen Kindern gleichermaßen zugute. 

Herr Dudek wird gleich etwas zu den Stundenbuchungen sagen. 

Noch kurz zur Frage der AfD-Fraktion. Der zusätzliche Verwaltungsaufwand – das 
habe ich eben schon einmal gesagt – ergibt sich für uns im Wesentlichen durch die 
Einführung der gpa-Prüfung. Durch diese ergibt sich durch das Gesetz für uns ein zu-
sätzlicher Verwaltungsaufwand, den wir so bisher nicht hatten. 

Florian Dudek (Kreis Steinfurt, Kreisjugendamt): Das Stundenbuchungsmodell mit 
den Fünfstundenschritten wurde vorhin sehr dynamisch diskutiert, muss man sagen. 
Es wurde gesagt: Dann gibt es zu viele Abholzeiten oder dergleichen; das wird zu 
aufwendig. – Ich persönlich glaube – ich habe drei Kinder, eines geht in die Kita –, 
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dass das schon jetzt sehr dynamisch ist. Nur weil eine Familie 45 Stunden hat, heißt 
das nicht, dass deren Kind neun Stunden bleiben muss. Es gibt auch Tage, an denen 
es eher, und Tage, an denen es später abgeholt wird. Entweder wird das Kind vor dem 
Mittagessen, nach dem Mittagessen, nach der Ruhephase oder vielleicht etwas später 
abgeholt. Flexibilität gibt es jetzt schon. Die wird nicht durch ein 5-Stunden-Buchungs-
system produziert, sondern ist in Kitas schon jetzt die Lebenswirklichkeit. 

Ich glaube auch, dass die Bedarfe der Eltern so sind, dass sie auf fünf Stunden genau 
sagen können, was sie brauchen. Das alte System mit 25, 35 oder 45 Stunden war zu 
grob; das haben wir häufig zurückgespiegelt bekommen. 

Ich glaube, dass die Sorge, auch die der Träger, eher ist, dass 45 Stunden dadurch 
vielleicht weniger gebucht werden. Für 45 Stunden gehen viele Personalstunden an 
eine Einrichtung. Vor dem Hintergrund sollte das vielleicht diskutiert werden. Die Be-
fürchtung ist, glaube ich, dass Eltern dann vielleicht mit den Stunden ein bisschen her-
untergehen. Es muss eine ehrliche Diskussion darüber geführt werden, wie man das 
Thema ausgleicht. 

Ich glaube aber nicht, dass aufgrund von Fünfstundenbuchungen ein anderes Abhol-
verhalten eintritt. 

Florian Strecker (Katholisches Büro NRW): Liebe Frau Schulze Föcking, wir kom-
men zu Ihren Fragen hinsichtlich des Bürokratieabbaus und der multiprofessionellen 
Teams. Wir werden die Redezeit untereinander aufteilen. Der Kollege Hänsdieke wird 
übernehmen. 

Mit Blick auf den Bürokratieabbau ist vorwegzunehmen: Gänzlich ohne Bürokratie wer-
den wir nirgendwo auskommen. Wir brauchen sie allein schon, um das, was wir tun 
und finanzieren, an der einen oder anderen Stelle gut zu belegen. 

Bei bestimmten Aspekten sehen wir Bürokratieabbau – ein gutes Beispiel ist unter an-
derem die angekündigte App im Bereich der Sprachbildung – und können eine gute 
Entwicklung erkennen. Gleichzeitig begrüßen wir natürlich Schritte zur Ermittlung der 
Entwicklungsstände, die zu einer Vereinfachung führen werden. 

Die multiprofessionellen Teams im Kita-Alltag sind natürlich, wie der Vorredner schon 
sagte, grundsätzlich zu begrüßen. Gerade bei einem ganzheitlichen Ansatz für die Er-
ziehung und für die Bildung ist es für Kinder sehr wichtig, Bildung basierend auf ver-
schiedenen Ansätzen, auf verschiedenen Menschenbildern zu erfahren. Vor diesem 
Hintergrund möchte ich Folgendes einmal hervorheben: Wir müssen uns klar machen 
und anerkennen, dass auch bei den Ergänzungskräften, die im Kontext der Kern- und 
Randzeiten immer wieder betroffen sind und von denen uns berichtet wird, eine päda-
gogische, wertvolle Ausbildung zugrundliegt. 

Wir würden uns den Kern- und Randzeiten nicht verschließen, sagen aber zugleich: 
Wir haben eine Fachkräftequote von etwa 90 %, und somit ist das kein Modell, zu dem 
wir binnen kürzester Zeit gänzlich wechseln würden. Wir sehen aber natürlich, dass es 
sich um ein Angebot handelt, das die Träger annehmen können, aber nicht müssen, 
wenn die Finanzen entsprechend bleiben. Diese Zusage besteht an dieser Stelle aber. 
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Thomas Hänsdieke (Katholisches Büro NRW): Ich übernehme die Frage zu der 
Ausdifferenzierung der Buchungszeiten. Uns treiben zwei Themen um. 

Das eine Thema ist klassisch die Finanzierung, weil durch die Kindpauschalen der 
wesentliche Teil der Kita-Finanzierung belegungsabhängig, also auf die Buchung der 
Kinder bezogen ist. Die Ausweitung der Buchungsmöglichkeiten würde höchstwahr-
scheinlich dazu führen, dass ein wesentlicher Anteil an Stundenreduzierungen anfällt. 
Wir gehen in unseren Berechnungen davon aus, dass dem System, wenn im Gesamt-
system irgendwo um die 20 % an Stunden reduziert werden würden – zum Beispiel 
von 45 auf 40 Stunden oder von anderen Stufen aus –, bei gleicher Kapazität rund 200 
Millionen Euro an Einnahmen entzogen werden würden. 

Uns treiben – das ist hier im Diskurs schon einmal aufgetaucht – die Sachkosten um. 
Das sind Vorhaltekosten, um die Kapazität vorzuhalten und den Betrieb sicherzustel-
len. Wir sehen die Gefahr, dass, wenn mehr Stundenblöcke eingehen und sich das 
Verhalten der Buchungen ändert, die grundsätzlichen Kosten für die Einrichtung erst 
einmal nicht ausfinanziert und getragen werden können. 

Das zweite Thema ist die Komplexität. Wir haben hier durchaus über Entbürokratisie-
rung gesprochen. Wir sehen die Gefahr, dass wir hiermit noch einen neuen Schritt in 
Richtung Bürokratisierung machen, um diese ganzen Zeiten darzustellen. Ein Stück 
weit sehen wir auch eine Gefahr für die Qualität der Abhol- und Bringzeiten: Durch 
mehr verankerte Zeiten könnte der Austausch zwischen den Fachkräften und den El-
tern belastet werden, wodurch es zu einem Qualitätsverlust kommen könnte. 

Daniela Heimann (LEB – Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen): Wir sind nach der Beurteilung des vorliegenden Gesetzent-
wurfs mit Blick auf die Stärkung der Elternmitwirkung in den Einrichtungen gefragt wor-
den. Darauf gehe ich sehr gerne ein. 

Wir nehmen wahr, dass die Situation trotz des Gesetzentwurfs nahezu unverändert 
ist. Es gibt einzig eine Änderung, nämlich die, dass die Geschäftsordnung des Eltern-
beirates zukünftig auch durch diesen zu beschließen ist. Diese Änderung sehen wir als 
notwendig an, weil nur ein Gremium selbst seine Geschäftsordnung beschließen kann. 

Wir wünschen uns deutlich mehr. Wir wissen aus der Praxis, dass Elternmitwirkung 
häufig als Nice-to-have betrachtet und nicht selten missachtet wird. Ich mache das an 
zwei sehr deutlichen, sehr plakativen Beispielen festmachen. 

Es gibt sehr viele Rückmeldungen zu den Verpflegungsentgelten von Kitas. Der El-
ternbeirat bekommt schon heute eine Zustimmungspflicht eingeräumt, sofern die Teu-
erung außerhalb der üblichen Raten liegt. Es gibt häufig Streitigkeiten darüber, wie 
diese übliche Rate zu beurteilen ist. Man streitet de facto also über die Höhe der Infla-
tionsrate. Den Elternbeiräten wird unterschwellig angedroht: Wenn ihr jetzt nicht zu-
stimmt, dann gibt es in der Einrichtung zukünftig vermutlich kein Mittagessen mehr. – 
Diese Dinge dürfen aus unserer Sicht nicht passieren. 

Wir nehmen auch wahr, dass durch eine Änderung der Personalverordnung multipro-
fessionelle Teams zukünftig verstärkt in den Einrichtungen tätig sein sollen. 
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Wir wünschen uns daher, dass mit Blick auf die Elternmitwirkung – darunter ist die 
Mitwirkung hinsichtlich der pädagogischen Konzeption, der personellen Besetzung 
und der räumlichen und sachlichen Ausstattung geregelt – über die Änderung, dass 
der Elternbeirat nicht nur anzuhören ist und nicht nur Gestaltungshinweise einbringen 
darf, sondern dass er an den Entscheidungen zu beteiligen, vorher anzuhören ist und 
dass diese Gestaltungshinweise zu berücksichtigen sind, zumindest nachgedacht wird. 

Wir nehmen wahr, dass Eltern heutzutage zwar gefragt werden, ihre Anmerkungen in 
Teilen aber keine Berücksichtigung finden. Es gibt keine gesetzlichen Auswirkungen 
dieses Handelns. Wir könnten uns vorstellen, dass man bei folgender Regel – diese 
ist im KiBiz so schon verankert – auch die Elternmitwirkung einbezieht: Wenn man sich 
nicht an die gesetzlichen Regelungen hält, ist der Tatbestand der Förderschädlichkeit 
erfüllt. 

Ein zweites Beispiel, das für alle im Raum, glaube ich, sehr plakativ ist, betrifft die 
Regelung zu den Schließtagen im Rahmen der Öffnungszeiten der Kitas. Die Soll-
Regelung besagt, dass die Kita nicht mehr als 20 Tage im Jahr geplant schließen soll. 
Oftmals wird das ausgenutzt oder auf die maximal zulässigen 27 Tage ausgeweitet, 
ohne dass der Träger dafür eine Begründung anführt. Es gibt häufig Rückmeldungen an 
uns als Landesvertretung, dass im Kita-Jahr mehr als 27 Tage geplant anberaumt wer-
den. Insofern sehen wir eine Stärkung der Elternmitwirkung als unbedingt notwendig an. 

Ich will keine Werbung für die eigene Arbeit machen, aber wir werden auf Landes-
ebene direkt von Eltern und Elternbeiräten angesprochen, die im Dialog mit ihrer Kita-
Leitung oder ihrem Träger Schwierigkeiten haben. Wir legen daher seit geraumer Zeit 
einen deutlichen Fokus unserer Arbeit darauf, dass wir die Jugendamtselternbeiräte 
zu ihrer Aufgabenwahrnehmung befähigen. Wir richten Fachtage aus, nehmen an On-
lineschulungen teil und stellen auf verschiedenen Kanälen Informationsmaterial zur Ver-
fügung. Wir merken, dass wir sowohl finanziell als auch kapazitiv an Grenzen stoßen. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Sie müssten bitte zum Ende kommen. 

Daniela Heimann (LEB – Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen): Ich komme zum Ende. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Danke. 

Daniela Heimann (LEB – Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen): Der Gesetzentwurf sieht zusätzlich die Organisation der Lan-
deselternbeiratswahl als pflichtige Aufgabe vor. Wir kommen dem gerne nach, weil wir 
glauben, dass wir dafür gute Erfahrungswerte haben. Wir möchten aber noch einmal 
darauf hinweisen – das haben wir schon öfter getan –, dass die vorgesehenen finan-
ziellen Mittel für die Landesvertretung nicht auskömmlich sind. Wir unterliegen keiner 
Dynamisierung und wünschen uns sehr, dass, wenn schon mehr Geld ins System ge-
geben wird, auch der Landeselternbeirat zusätzlich bedacht wird. 
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Philipp Stewart (ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirk 
Nordrhein-Westfalen): Herr Dr. Maelzer, danke für die Frage. Es wäre besser, die 
Mittel direkt in die Kitas zu geben, anstatt ein paralleles System – ich gehe direkt auch 
auf die Frage von Frau Gebauer ein – aufzusetzen. Es ist in den Kindertageseinrich-
tungen schlichtweg kein Personal dafür da, die ABC-Klassen gut zu organisieren. Es 
fehlt sowohl an schulischem Personal als auch an, wie gerade schon von uns bespro-
chen, Personal in den Kindertageseinrichtungen. 

Es stellen sich abenteuerliche logistische Fragen zur Verbringung der Kinder. Holt man 
sie aus ihrem Alltag heraus und bringt sie woanders hin? Wir befürchten auch, dass die 
Kinder, die für diese Klassen ausgewählt werden, Diskriminierung erfahren, weil sie und 
nicht andere ausgewählt wurden. Das ist ein zusätzlicher Aufwand für die Beschäftigten. 

Grundsätzlich sehen wir die Notwendigkeit, mehr in Sprachbildung zu investieren. Das 
geht auch aus unserer gemeinsamen Stellungnahme mit der GEW hervor. Wir denken 
aber, dass Sprachbildung vor allem im Alltag, in spielerischer Form und an dem Ort, 
an dem sich die Kinder sowieso befinden – das sind die Kindertageseinrichtungen – 
stattfinden muss. Analog zu dem Signal, das mit den Überbelegungen gegeben wurde, 
wird jetzt das Signal gegeben, dass Kitas keine Sprachförderung können, und auch 
das empfinden die Kolleginnen und Kollegen in den Einrichtungen als Beleidigung. 

Doris Feldmann (Verband Bildung und Erziehung, Landesverband NRW): Ich 
starte mit der Frage nach der Leitung. Leitungszeit ist eine ganz wichtige Stellschraube 
für Qualität. Darüber werden wir uns, glaube ich, sehr schnell einig. Eine Leitungsstel-
lenteilung – danach war die Frage – können wir uns grundsätzlich vorstellen. Allerdings 
finden wir die Trennung, dass es eine pädagogische Leitung und eine Leitung für den 
Verwaltungsbereich geben soll, schwierig. Wir brauchen bei den zunehmenden organi-
satorischen Verwaltungsaufgaben Unterstützung, aber keine Trennung. 

Die tatsächliche Leistungszeit ist viel höher als die vertraglich vereinbarte Leitungszeit; 
das spiegeln uns die Kolleginnen und Kollegen zurück. Auch die KiBiz-Reform sieht 
keine Erhöhung, sondern eine Feinjustierung vor. Insofern sehen wir den Bedarf, dass 
Leitungszeit auch faktisch für diese Arbeit, für diese Stellschraube für Qualität zur Ver-
fügung stehen kann. 

Ich komme zu einem schwierigen Thema, nämlich zum Thema „Sprachförderung“. Wir 
brauchen eine Anschlussförderung, und die gelingt nur in gemeinsamer Verantwortung 
von Kitas und Grundschulen. Wir nehmen wahr, dass es landesweit enormen Unmut 
gibt, weil sich weder die Beschäftigten in den Kitas noch die Beschäftigten in den Schu-
len bei diesem sehr komplexen Thema mitgenommen fühlen. 

Ganz klar für uns als VBE ist: Auf Diagnostik muss Förderung folgen. Das ist eine 
richtige, eine zielführende Weichenstellung. Wir begrüßen es, dass der besondere Fo-
kus auf der sprachlichen Bildung liegt. Als Schlüssel zum Bildungserfolg muss diese 
nachhaltig gefördert werden. An dieser Stelle ist mir aber wichtig, dass alle bekannten 
Stellschrauben, die wir für eine gute frühkindliche Bildung, für die Unterstützung der 
Sprachbildung und für eine ganzheitliche, nachhaltige Sprachbildung haben, wichtig 
sind. 
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Wir brauchen keine – ich drücke das mal sehr drastisch aus; ich bin hier ja auch das 
Sprachrohr der Beschäftigten – unterlassene Hilfeleistung in diesen wichtigen, ent-
scheidenden ersten vier Jahren, die für Sprachbildungsprozesse entscheidend sind, 
und keinen fragwürdigen Reparaturbetrieb mit der Überschrift „ABC-Klassen“, wie wir 
ihn zum jetzigen Zeitpunkt noch nennen. Es muss also dringend etwas passieren. 

Mit Blick auf die grundsätzlichen Rahmenbedingungen für die frühkindliche Bildung 
dürfen wir nicht hinnehmen, dass der Anspruch von außen beim Thema „Sprachförde-
rung“ berechtigterweise immer weiter zunimmt, die Ressourcen für die Teams aber 
weiter sinken. Diesen Punkt wollte ich an dieser Stelle herausstellen. 

Stephan Osterhage-Klingler (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): 
Es ging um die Leitung nach § 29 des Gesetzentwurfs. Ich schließe mich in großen 
Teilen dem an, was gerade schon gesagt worden ist. 

Dass die Leitung grundsätzlich auch von zwei Personen wahrgenommen werden 
kann, halten wir für einen richtigen und guten Weg. Gleichzeitig würde ich die Leitung 
aber nicht in Pädagogik und Verwaltung aufteilen; das halte ich für sehr schwierig. Die 
Frage war, ob es eine pädagogische und eine verwaltungstechnische Leitung geben 
könnte. Ich glaube, dass beides eng zusammenhängt: Die Verwaltung, die Stunden-
planung und so etwas hängen eng mit der Pädagogik zusammen. Wir sehen nicht, 
dass es eine Trennung geben kann. 

Es gibt noch die Frage nach der Leitungszeit. Was braucht eine Leitung? Es ist eben 
bereits gesagt und klar geworden, dass die Zeit schon jetzt eigentlich nicht auskömm-
lich ist. Sie ändert sich auch nicht, gleichwohl sollen mit zusätzlichen Buchungsmodel-
len und dadurch mit einem anderen Personaleinsatz weitere Aufgaben für Leitungen 
hinzukommen. Es wäre enorm wichtig, die Leitungszeit grundsätzlich anzugehen und 
deutlich zu erhöhen, um widerzuspiegeln, wie die Realität vor Ort heute schon oft ist, 
und um den Aufgaben, die auf Leitungen zu kommen, gerecht zu werden. Denn eine 
Leitung ist für eine Kita pädagogisch enorm wichtig. 

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Frau Gebauer, 
bezüglich der Abstimmung wüsste ich die Antwort auch gerne. Ich kann Ihnen das 
nicht empirisch hinterlegt beantworten. Ich habe nach wie vor beträchtliche Hochach-
tung für die fachliche Kompetenz des Kinder- und Jugendministeriums und seiner Lei-
tung. Da ich die Positionen und die Arbeit zu anderen Bereichen der Sprachförderung 
kenne, kann ich nur sagen, dass sich in den vorliegenden Gesetzentwürfen, insbeson-
dere in dem zu den ABC-Klassen, keinerlei Abstimmung wiederfindet. Es liegt sogar 
die Abwesenheit von Abstimmung vor. 

Gestern ist die Ausbildungsordnung für die Grundschule als Entwurf verschickt wor-
den, die ich bislang nur einmal habe querlesen können. Ich hatte gehofft, dass darin 
weitere Klärungen stehen, deren Anteil ist aber gleich Null. Es gibt nach wie vor die 
punktuelle Feststellung bei der vorgezogenen Anmeldung, und das ohne jeden Bezug 
zu und neben dem, was vorher in der Kita festgestellt worden ist. Es gibt keine Abstim-
mung der Diagnoseverfahren. Es gibt drei, die in den Kitas angewendet werden. Man 
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muss nicht die nehmen, man muss sie aber abstimmen. Es gibt keine genaue Fest-
stellung, welcher Art der Förderbedarf ist. Das finde ich schon fast beängstigend. 

In meinen Augen – ich sage das so klar – ist der Entwurf zu ABC-Klassen eine Miss-
trauenserklärung gegenüber der frühkindlichen Bildung. 

Die Doppelstrukturen … Wir beurteilen ein Stück weit aus Sicht des Kindeswohls, was 
mit Kindern passiert, wenn sie für zweimal zwei Stunden in der Woche aus der Kita 
herausgerissen werden und mit fremden Begleitpersonen in eine fremde Umgebung 
mit in aller Regel wahrscheinlich Personen, die sie nicht kennen, müssen. Das wird 
kaum … Ich traue mich nicht, einen Lernerfolg zu prognostizieren. Was das mit dem 
Gefühl von Selbstwirksamkeit und mit den sozialen Kompetenzen macht, bleibt völlig 
außen vor; möglicherweise ist das dafür kontraproduktiv. 

Mir ist es wichtig, zu sagen: Ich sehe großen Handlungsbedarf, und der Entwurf für die 
ABC-Klassen nimmt sich dem richtigen Problem an. Das Problem wird aber auf eine 
Art und Weise verarbeitet, die völlig ungeeignet und kontraproduktiv ist. 

Die 109 Millionen Euro für den Kindertransport – über die spreche ich jetzt nur – … 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Ich weise einmal darauf hin, dass hier die 
Anhörung zum KiBiz stattfindet. Die Anhörung zu den ABC-Klassen wird an einer an-
deren Stelle durchgeführt werden. Falls Sie weitere Ausführungen zu den ABC-Klas-
sen planen, bitte ich Sie, mit diesen nicht fortzufahren, 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Frau Vorsitzende, ich habe dazu eine 
Frage gestellt!) 

sondern zum KiBiz zu kommen. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Vorsitzende, Geschäftsordnungsantrag! Ich finde, 
dass Sie als Leitung nicht so in die Sitzung eingreifen dürfen. Ich habe eine Frage zu 
ABC-Klassen gestellt und in dem Zusammenhang die Kosten aufgeführt, die ABC-
Klassen mit sich bringen. Wenn ein Sachverständiger auf diese Frage eingeht, ist es 
nicht Ihre Aufgabe, diesem den Mund zu verbieten. 

(Manfred Walhorn [Der Kinderschutzbund Landesverband NRW]: Ich 
bemühe mich, Ihrem Petitum gerecht zu werden!) 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Moment, wir klären jetzt erst einmal, wie wir 
fortfahren. 

Es geht nicht darum, Sachverständigen den Mund zu verbieten, sondern darum, da-
rauf hinzuweisen, worum es heute geht. 

Herr Dr. Maelzer, Sie haben vollkommen recht: Sie haben eine Frage zu den ABC-
Klassen gestellt. Der Sachverständige hat sich zu den ABC-Klassen geäußert, und 
das habe ich in dem Umfang, aufgrund dem ich sagen würde, dass Ihre Frage beant-
wortet ist, auch zugelassen. 
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Ob man sich dann weitere fünf Minuten über die ABC-Klassen auslässt, ist aus meiner 
Perspektive eine andere Frage. Deswegen war mein Hinweis, dass wir hier über das 
KiBiz diskutieren, berechtigt, finde ich. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Es ist nicht Ihre Aufgabe, wahrzunehmen, 
ob meine Frage beantwortet ist oder nicht!) 

– Ich erteile hier immer noch das Wort. Wenn Sie sprechen möchten, können Sie sich 
melden, und dann kann ich Sie dran nehmen. – Herr Dr. Maelzer. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Vorsitzende, es ist nicht Ihre Aufgabe, zu beurteilen, 
ob meine Frage beantwortet worden ist oder nicht. Es ist Ihre Aufgabe, die Sitzung zu 
leiten, aber nicht nach Ihrer eigenen Einschätzung, sondern nach dem Verfahren hier. 
Es ist nicht Ihre Aufgabe, zu bewerten, wie geantwortet wird. Das liegt nicht in Ihrer 
Zuständigkeit. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Meine Zuständigkeit ist es, diese Sitzung zu 
leiten – darüber sind wir uns einig –, und das habe ich getan. – Herr Walhorn, Sie 
können fortfahren. 

Manfred Walhorn (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Ich versuche, 
Ihre Maßgabe zu berücksichtigen, Frau Vorsitzende. 

Es wäre mit Sicherheit mehr als wünschenswert, die 100 Millionen Euro oder die Ge-
samtsumme für die ABC-Kurse in eine Stärkung, eine Verbesserung qualifizierter 
Sprachförderung in den Kitas und in eine Verbesserung der Zeitressourcen in den 
Schulen und den Kitas, damit sich der Übergang von der Kita in die Grundschule ver-
bessert, zu investieren. 

Wir alle wissen, dass das entscheidende Fenster bei der Sprachförderung – das ist ein 
großes Fenster, das später kleiner wird – bis zum fünften Lebensjahr andauert. Wir 
haben das Problem, dass viele Kinder, deren sprachliche Kompetenzen von einer Kita-
Förderung stark profitieren würden, die Kita zu spät besuchen. Basierend auf dieser 
Annahme glaube ich, dass eine enge und gute Kooperation, vielleicht mit dem Aus-
tausch von Personal zwischen den Kitas und den Grundschulen, sehr viel Erfolg ver-
sprechender und ertragreicher wäre. 

Ich bedanke mich für Ihre Geduld, Frau Vorsitzende. 

Vera Hopp (Kita-Bündnis NRW): Herr Maelzer, vielen Dank für die Frage nach Ver-
besserungen beim Thema „Inklusion“. So sehr wir auch gesucht haben, wir konnten 
nicht wirklich Verbesserungen entdecken. Die Einführung von Randzeiten kann für uns 
nicht mit dem Mehrbedarf, den Kinder mit Inklusionsbedarf haben, im Zusammenhang 
stehen. 

Es gibt schon jetzt vermehrt Meldungen nach § 47 SGB VIII – das heißt: Meldungen 
über Kinder, die sich gegenseitig verletzen, über Kinder, die Erzieher oder Erzieherin-
nen verletzen. Inklusionsassistenzen sind oft nur 15 bis 20 Stunden im Dienst, 
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während das Kind teilweise 45 Stunden betreut wird, und – ich betone es noch mal –
Inklusionsassistenten sind in der Regel keine Fachkräfte, da Fachkräfte in diesem Be-
reich nicht refinanziert werden. 

Kinder mit Inklusionsbedarf benötigen in erster Linie kleinere Gruppengrößen, höhere 
Personal-Kind-Schlüssel und vor allen Dingen multiprofessionelle Teams. Wir haben 
auch Kinder mit herausforderndem Verhalten wie Eigengefährdung, Fremdgefährdung 
oder Fluchttendenzen. Das System stößt bei diesen schon jetzt an klare Grenzen und 
wird durch die Einführung von Randzeiten weiter überlastet. 

In dem Gesetzentwurf wird zum Beispiel auch nicht auf den Bereich der sozial-emoti-
onalen Pädagogik eingegangen. Ich befürworte es sehr, dass Sprache in den Mittel-
punkt gerückt wird, aber der sozial-emotionale pädagogische Bereich ist mindestens 
gleichwertig. Solche Tendenzen kann ich aber tatsächlich nicht entdecken. 

Ein bedarfsgerechter Stundenumfang für Inklusionsassistenten muss sich am Betreu-
ungsumfang orientieren. Vor allen Dingen muss es möglich sein, therapeutisch aus-
gebildete Kollegen zur Unterstützung ins Team zu holen. 

Uns ist auch wichtig, dass die Gruppenabsenkungen förderunschädlich umgesetzt 
werden müssen. In manchen Brennpunkteinrichtungen gibt es bei 20 Kindern fünf Kin-
der mit Inklusionsbedarf, und das darf nicht förderschädlich sein. 

Allgemein fehlt ein Ineinandergreifen von Eingliederungshilfe und Kinderbildungsgesetz, 
und zwar ohne Zuständigkeitsgerangel. Ein O-Ton von unserem Staatssekretär, den ich 
in einer Einrichtung gehört habe, ist: Inklusion ist nicht unsere Baustelle. – Ich sehe das 
anders. Das Kinderbildungsgesetz muss Inklusion mitaufgreifen und mitdenken. 

Marcus Bracht (Deutscher Kitaverband – Bundesverband freier unabhängiger 
Träger von Kindertagesstätten, Landesverband Nordrhein-Westfalen): Die Frage 
an uns ähnelte der Frage an Herrn Hüsing bzw. an das Jugendamt Steinfurt und lau-
tete, wie sich die Änderung der Kern- und Randzeiten mit der neuen Regelung aus der 
letzten Woche auf den Betrieb auswirkt. 

Die Entwicklung ist durchaus positiv zu sehen, denn vorher war die Regelung – ich 
spreche für die Träger, die den Betrieb organisieren und täglich zusehen müssen, wie 
sie mit dem Personal wirtschaften – bestimmt viel zu strikt. 

Allerdings führt das, was jetzt auf dem Tisch liegt – fünf Stunden täglich und 35 Stun-
den in der gesamten Woche –, natürlich zu weiteren Themen bei der Umsetzung in 
der Praxis, zumindest nach meiner Vorstellung. Über den Tag hinweg kann die Kern-
zeit in eine Stunde, in zwei Stunden, in drei Stunden gestückelt werden, was wahr-
scheinlich auch noch nachgewiesen werden muss. Es graut mir schon davor, wie diese 
Nachweispflicht geregelt wird. Dann muss man auch noch auf 35 Stunden pro Woche 
kommen. Ich glaube, dass das kein Träger, keine Kita-Leitung machen will bzw. sich 
vorstellen kann. 

Ich habe den Vorschlag, eher den ganzen Schritt zu gehen und zu sagen: 35 Stunden 
pro Woche sind Kernzeit. – Lassen Sie uns auch nicht mehr von Kernzeit und Randzeit 
sprechen, denn ich glaube, dass beide Wörter schon hinreichend als Begriffe für 
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Betreuung bzw. Bildung erster und zweiter Klasse während des Tages verbrannt sind. 
Lasst uns diese Begriffe rauslassen und den Personalschlüssel so gestalten, dass da-
bei 35 Stunden mit der bisherigen Besetzung und maximal zehn Stunden mit einer 
anderen Besetzung herauskommen. 

Lasst uns lieber diesen Weg gehen. Mit diesem Weg kommen wir an dasselbe Ziel, 
geben den Trägern und den Kita-Leitungen aber mehr Verantwortung und Autono-
mie – dafür plädiere ich – dafür, das über den Tag zu organisieren. Es wurde gerade 
schon ansatzweise dargestellt: Morgens gibt es Bringzeiten und danach andere Zei-
ten. Jeden Tag ist die Personalsituation ein bisschen anders. Die Verantwortung dieser 
Organisation den Trägern, den Kita-Leitungen und letztlich auch den Kita-Teams zu 
geben und vor allen Dingen die Begriffe „Kernzeiten“ und „Randzeiten“ abzuschaffen, 
wäre aus meiner Sicht der bessere Weg. 

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Zu den Kern- und Randzeiten. Unsere 
Grundposition ist, dass wir die Unterscheidung nicht nachvollziehen können, weil Kita-
Zeit immer Bildungszeit ist und sich die Kinder auch gegenseitig bilden – das ist der 
eine Teil. Der zweite Teil ist: Je mehr qualifizierte Zeit es gibt, umso besser. Das gilt 
manchmal für die Kitas mit geteilten Öffnungszeiten. Jedenfalls ist unsere Perspektive: 
Hohe Qualität ist unser Ticket. 

Im Hinblick auf die Frage nach der Bürokratie und der Dokumentation würden wir eher 
den Fragen nachgehen: Wozu Dokumentation? Wozu Bürokratie? Was macht man 
weswegen? Wie macht man es? Zusammen mit den Fraktionen und dem MKJFGFI 
haben wir für § 20 zur „Datenerhebung und -verarbeitung“ sehr genau überprüft, was 
notwendig ist, und wir haben den Katalog gut kürzen können. 

Auf die Frage, wozu wir das machen, ist die Antwort doch immer: für die jungen Men-
schen, die in den Tageseinrichtungen gute Bildung erfahren sollen. Deswegen muss 
sehr genau überlegt werden, was dokumentiert wird. 

Ich möchte kurz auf die Frage, wie Sprachentwicklung geht, Bezug nehmen, denn bei 
dieser ist die Dokumentation auch nicht unerheblich. Die Entwicklungsdokumentation 
schafft im Grunde einen Vergleich darüber, wie weit jemand gemessen an einer Nor-
malform in der Entwicklung normativ ist. Die Bildungsdokumentation, die beobach-
tende Dokumentation, ist in der alltagsintegrierten Sprachförderung im Grunde der ent-
scheidende Punkt. Da ist Dokumentation sehr wichtig, weil man dann anhand der Do-
kumentation, anhand der Beobachtung mitbekommt, welche nächsten Schritte aus pä-
dagogischer Sicht zu gehen wären. Darin ist die Kita stark, und darin muss sie weiter 
gestärkt werden. 

Daher wäre die Frage nach dem Wie folgendermaßen zu beantworten: gerne mit moder-
nen Techniken und mit EDV-Unterstützung. Dafür haben wir von den beiden regierungs-
tragenden Fraktionen Unterstützung zugesagt bekommen – herzlichen Dank dafür! 

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Ich beginne damit, die Frage 
zur Inklusion zu beantworten, und Frau Clauß schließt dann an. 
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Wir danken für die Frage, weil wir Inklusion für ein sehr wichtiges Thema halten. Grund-
sätzlich haben wir festgestellt, dass auch mit diesem Entwurf leider keinerlei Weiter-
entwicklung bei der Betreuung von Kindern mit Behinderungen einhergeht. Leider sind 
heilpädagogische Einrichtungen und Gruppen vom Geltungsbereich des KiBiz weiterhin 
ausgeschlossen, obwohl schon ein überwiegender Anteil der kombinierten Einrichtungen 
mit heilpädagogischen Gruppen arbeitet. 

Zu der Frage, welche Verbesserungen wir sehen wollen würden. Der Geltungsbereich 
müsste entsprechend geöffnet werden. Die Finanzierung des Systems müsste auf 
diese Besonderheit abgestellt werden. Wie heute schon häufiger gesagt wurde, 
bräuchte es eine grundständige Strukturförderung, die zum Beispiel das Erfordernis 
kleiner Gruppensettings, die Kinder mit Behinderungen benötigen, ermöglicht. 

Zu der Frage nach den Kern- und Randzeiten. Diese stellen wir mit Blick auf die Be-
treuung von Kindern mit Behinderungen infrage, weil die Frage tatsächlich ist, ob nicht 
gerade Kinder mit höherem Teilhabebedarf von Randzeiten, in denen der Betreuungs-
umfang oder die Betreuungsqualität geringer ist, benachteiligt werden. 

Sandra Clauß (Landschaftsverband Rheinland): Inklusion ist so viel mehr als die 
Teilhabe von Kindern mit Behinderungen. Inklusion bedeutet, die Vielfalt und die Diver-
sität der Kinder in den Kitas anzuerkennen und den Zugang aller Kinder in die Kitas zu 
sichern. 

Gerade zum Zugang möchte ich ausführen. Wir haben es auch in der Stellungnahme 
geschrieben: In den letzten Jahren verzeichnen wir zunehmend, und zwar wissen-
schaftlich gesichert, dass für Kinder, die bestimmte Merkmale haben oder deren Fa-
milie bestimmte Merkmale hat – die Kombination bestimmter Merkmale erhöht das 
noch mal – der Zugang zur Kita deutlich beeinträchtigt ist. Das wissen wir alle. Beson-
ders wenig kommen Kinder in den Genuss eines frühen Zugangs zu Kita-Plätzen, 
wenn Deutsch nicht die Erstsprache ist und wenn sie aus Armutslagen kommen. 

Hier kann gut an das Thema der Sprachbildung angeknüpft werden. Die muss stark 
verstärkt werden. Ich möchte noch mal den Blick darauf lenken: Wenn wir eine inklu-
sive Gesellschaft, eine inklusive frühe Bildung sicherstellen wollen, müssen wir sicher-
stellen, dass insbesondere die Kinder, die am meisten davon profitieren, einen frühen 
Zugang haben. 

Im KiBiz wird das Trägervergabeverfahren nicht geregelt. Es wird lediglich festgestellt, 
dass im Rat einer Kindertageseinrichtung, der Träger, die Kita-Leitung und die Eltern-
vertretung die Zugangskriterien beschließen und danach vorgehen müssen. Es wird 
also für Transparenz gesorgt. Wir wissen aber, dass Transparenz nicht ausreicht, um 
zu verhindern, dass bei der Anmeldung insbesondere Familien aus Armutslagen und 
mit nichtdeutscher Erstsprache ausgeschlossen werden. Insofern ist das Thema „In-
klusion“ deutlich weiter gefasst zu sehen. 

Stefan Hahn (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Frau Vorsitzende, habe ich pro Frage 
oder insgesamt drei Minuten? 
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Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Insgesamt haben Sie fünf Minuten. 

Stefan Hahn (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Zur ersten Frage von Frau Creuz-
mann nach Sozialarbeit in Kitas. Ich glaube, dass wir alle der Meinung sind, dass So-
zialarbeit in den Kitas wichtig ist. Es gibt schon viele Ideen dazu – teilweise wurden 
die auch schon umgesetzt wurden; das können die Pädagogen hier in der Runde aber 
viel besser beurteilen als ich –, dass die Sozialarbeit in Kitas auch eine viel stärkere 
Wirkung im Sozialraum hat. Kitas sind hervorragende Institutionen dafür, in den Sozi-
alraum hineinzuwirken. 

Deswegen sind Familienzentren ein tolles Konzept, leiden aber wie viele andere gute 
Ideen darunter, dass mit Geld, Köpfen und Räumen drei wichtige Ressourcen fehlen. 
Bevor wieder mal neue Ideen entwickelt werden, müssen wir uns darauf konzentrieren, 
diese drei knappen Ressourcen effizient einzusetzen. Dafür plädiere ich sehr, damit 
Familienzentren als Struktur tatsächlich so genutzt werden können, wie sie mal ange-
dacht waren, aber mangels der Bereitstellung von Ressourcen nicht genutzt werden 
können. 

Bei der Gelegenheit möchte ich auf Folgendes hinweisen. Angesichts der Haushalts-
lage in den Kommunen müssen wir erwarten bzw. ist schon absehbar, dass die soziale 
Infrastruktur in den Sozialräumen abgebaut wird. Bei Elternberatungsstellen und vielen 
anderen Beratungsstellen, egal, ob sie von freien Trägern, mit Zuschüssen der Kom-
munen oder von den Kommunen selbst betrieben werden, werden wir keinen Fort-
schritt, sondern angesichts der Haushaltslage Rückschritte erleben. Schauen Sie sich 
die Beratungen in den kommunalen Räten zur Haushaltsaufstellung 2026 – die sind 
größtenteils noch nicht abgeschlossen – an: Wir werden Rückschritte erleben. Das 
muss an dieser Stelle vielleicht deutlich gemacht werden, bevor wir versäult nur über 
Sozialarbeit in Kitas sprechen. 

Damit bin ich bei einem anderen Thema, nämlich bei der Entbürokratisierung. Wir ha-
ben die Sorge – es ist eben schon gesagt worden –, dass die Bürokratie, der Aufwand 
für gpa-Prüfungen ein Stück weit größer ist. Ich möchte aber noch ein Stück weiterge-
hen. Die „Initiative für einen handlungsfähigen Staat“ mit Herrn de Maizière, Herrn 
Steinbrück, Herrn Voßkuhle und anderen hat unsere Probleme aufgezeigt. Die haben 
gesagt: Wir haben einen zu hohen Kontrollaufwand. 

Diesen Kontrollaufwand produziert eben auch das Land für die Kita-Träger und die 
Jugendämter. Wir erwarten an dieser Stelle – ich formuliere es so – größere Schritte 
und keine Trippelschritte. Wir verstehen, dass die Haushaltslage des Landes kritisch 
ist und dass Sie keinen Geldsegen bieten können. Entbürokratisierung kostet aber kein 
Geld. Im Gegenteil: Sie spart Geld. Die Schritte zur Entbürokratisierung sind bei Wei-
tem nicht ausreichend und gehen vielleicht sogar in die falsche Richtung. Deswegen 
habe ich die dringende Bitte: Sorgen Sie für eine weitergehende Entbürokratisierung; 
sorgen Sie dafür, dass Verwendungsnachweise nur noch stichprobenartig geprüft wer-
den. Die Sanktion können erhöht werden, aber bitte schaffen Sie diesen Aufwand an 
Bürokratie ab. 
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Damit bin ich beim Thema „Ressourcen“. Es kann doch nicht sein, dass wir Geld und 
Personal für diese Bürokratie verschwenden, welches im Kita-System dann an anderer 
Stelle fehlt. 

Ich bin beim letzten Punkt: Wir erwarten angesichts des Ausbaus des Rechtsan-
spruchs auf Ganztagbetreuung wieder erhebliche Probleme hinsichtlich des effizienten 
Ressourceneinsatzes bei der Ferienbetreuung im Ganztag. Deswegen möchten wir 
Sie dringend darum bitten, Regelungen zu finden. Wir von kommunaler Seite haben 
Vorschläge gemacht, wie Ressourcen an dieser Stelle nicht unnötig verschwendet, 
sondern zielgerichtet eingesetzt werden können. Wir brauchen auch für die Ferienbe-
treuung im Ganztag eine Regelung, damit die Ferienbetreuung nicht durchlaufen 
muss, obwohl die allermeisten Kinder im Urlaub sind. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Wir haben das Ende der zweiten Antwort-
runde erreicht und können in die dritte Fragerunde starten. Ich schlage mit Blick auf 
die Zeit vor – wir haben noch knapp 40 Minuten –, dass pro Fraktion eine Frage gestellt 
und dementsprechend zügig geantwortet wird. Falls wir danach noch Zeit haben, kön-
nen wir noch eine Fragerunde durchführen. Ist das in eurem Sinne? – Ich sehe Nicken. 

Jens Kamieth (CDU): Meine Frage zur Sprachbildung richtet sich an das Katholische 
Büro und an Herrn Dr. Jaeckel. Sprache ist die zentrale Voraussetzung für den Bil-
dungserfolg der Kinder. Deshalb wird die Sprachbildung in den Kitas weiter gestärkt, 
und die dafür vorgesehenen Mittel werden im Rahmen der KiBiz-Novellierung deutlich 
erhöht. Wie bewerten Sie die Relevanz alltagsintegrierter Sprachbildung und die Aus-
weitung der finanziellen Mittel vor diesem Hintergrund? 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Meine Frage richtet sich an den Landesverband Kinder-
tagespflege NRW bzw. an die Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen. Wir 
haben viel über die Kita-Finanzierung gesprochen. Auch bei der Kindertagespflege ist 
die Finanzierung immer bedeutend. Ich erinnere mich daran, dass es immer wieder zu 
Konfliktsituationen zwischen Kindertagespflegepersonen und einzelnen Jugendäm-
tern gekommen ist. In der Zukunft sollen sich die Jugendämter ja selbst bestätigen, 
dass sie im Verhältnis zur Kindertagespflege alles richtig gemacht haben. 

Wie schätzen Sie die Finanzierungssituation der Kindertagespflege ein, gerade vor 
dem Hintergrund, dass die Anzahl der Kindertagespflegepersonen in jüngster Zeit zu-
rückgegangen ist? Welche Stellschrauben müssten in dem Entwurf zur KiBiz-Revision 
aus Ihrer Sicht eigentlich angesetzt werden, um für eine sichere Finanzierung der Kin-
dertagespflege zu sorgen? 

Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE): Ich schließe mich mit meiner Frage dem Sprach-
bereich an und richte diese an den LWL, den LVR und die LAG Freie Wohlfahrtspflege. 

Der Landesintegrationsbeirat Nordrhein-Westfalen hat in einer freiwilligen Stellung-
nahme ein Petitum für die verbindlichere Förderung von Mehrsprachigkeit in den Kitas 
geäußert und unter anderem die verbindliche Verankerung der Förderung natürlicher 
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Mehrsprachigkeit im Gesetzestext, den Ausbau und die gezielte Förderung mehrspra-
chiger und bilingualer Angebote sowie die Nutzung und Förderung mehrsprachiger 
Kompetenzen des pädagogischen Personals gefordert. Im KiBiz sind die Mehrspra-
chigkeit der Kinder und die Unterstützung der Mehrsprachigkeit bereits in § 19 Abs. 4 
verankert. 

Jetzt stellt sich die Frage der Sprachentwicklung. Wir haben die Sprachentwicklung – 
der Kollege Kamieth hat es bereits benannt – im Rahmen der Neuerungen noch mal 
unterstützt, weil wir sie für zentral halten. Wie ist die Förderung von Mehrsprachigkeit 
und Sprachförderung momentan? Wie kann das miteinander einhergehen? 

Yvonne Gebauer (FDP): Ich habe eine Frage an die komba gewerkschaft und an die 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben in ihrer Stellungnahme darauf aufmerksam 
gemacht, dass Träger auch künftig einen erheblichen Eigenanteil an den Ausbildungs-
kosten tragen müssen und deshalb vielfach von praxisintegrierter Ausbildung abse-
hen. Inwiefern sehen Sie in dem KiBiz-Entwurf einen wesentlichen positiven Beitrag 
zur Fachkräftegewinnung und/oder eine verbesserte Ausbildungssituation? 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Herr Schalley ist nicht mehr anwesend. So-
mit gibt es keine Frage der AfD. 

Wir fangen mit der Beantwortung an. 

Dr. Matthias Menzel (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Die Mittel 
für die Personaloffensive sind aufgestockt worden. Das geht aus dem Änderungsan-
trag hervor und ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Gleichwohl sind die Mittel für die praxisintegrierte Ausbildung nach wie vor zu niedrig. 
Wenn man einen klaren Anreiz für mehr Ausbildung und eine intensivere Ausbildung 
setzen wollte, dann müssten diese Mittel noch mal deutlich aufgestockt werden. Der 
prozentuale Anteil des Landes ist bei gleichzeitig hohem Anteil der Träger immer noch 
relativ niedrig. Im Grunde genommen müsste das umgekehrt sein, und das sieht der 
Entwurf nicht vor. 

Sandra Clauß (Landschaftsverband Rheinland): Wir begrüßen es sehr, dass die 
verbindliche Förderung von mehrsprachigen Kindern so im KiBiz festgeschrieben ist. 
Wir haben in den letzten Jahren einen deutlichen Kompetenzgewinn des Feldes erlebt, 
nicht zuletzt über verstärkte Fortbildungsbestrebungen. Wir als Landschaftsverbände 
haben zusammen mit dem Fachministerium große Fachtage dazu ausgerichtet, sind 
im Netzwerk der Sprachfachberatungen aktiv und bilden dort regelmäßig weiter. 

Wir erleben, dass in den Kitas zunehmend mehrsprachiges Material vorhanden ist, 
dass Translanguaging als Methode akzeptiert wird. Gleichwohl muss gesagt werden: 
Wir erleben in diesem Feld eine positive Tendenz hin zu einer guten Förderung, sind 
aber noch nicht am Ende. Das wird weiter so sein, gerade weil die Anzahl der Kinder, 
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die mehrsprachig in die Kita kommen, zunimmt. Das wird das Thema der nächsten 
Jahre sein, um auch diese Kinder gut auf die Schule vorzubereiten. 

Mir ist es sehr wichtig, Folgendes zu sagen: Wir erleben die besten Erfolge von 
Deutsch als Schul- und Bildungssprache, wenn wir die Erstsprache der Kinder aner-
kennen, fördern und durch Mehrsprachigkeit in der Kita und mehrsprachige Angebote 
zugänglich machen. Das Feld befindet sich auf einem guten Weg, wir müssen aber 
nachhaltig daran weiterarbeiten, um es in allen Kitas und nachhaltig zu verankern. 

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe [LWL]): Ich kann voll unter-
schreiben, was Frau Clauß gerade gesagt hat, will den Blick aber noch weiten. Mehr-
sprachigkeit und Bilingualität sind in den Einrichtungen sehr wichtig und zu unterstüt-
zen, Sprachbildung geht aber natürlich darüber hinaus. Dieser besondere Fokus sollte 
nicht aus den Augen verloren werden. 

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Die Frage der Mehrsprachigkeit ist 
für die Kinder selbst und für die Gesellschaft von Bedeutung. 

Erstens. Laut der Heckman-Curve von Professor Thielemann – er sitzt auch als Ex-
perte hier – gilt: Wenn man heute eine soziale Investition tätigt, spart man in Zukunft 
das fünf- bis siebenfache an Problemlagen ein. Das zählt bei einer solchen Fragestel-
lung ebenfalls. Denn Mehrsprachigkeit hat nicht nur familiäre Bezüge, sondern auch 
Bezüge zum Sozialraum. Daher ist es sehr lohnenswert, darin zu investieren. 

Zweitens: der Blick auf die Kinder. Wir wissen, dass die kognitive, die emotionale, die 
soziale Entwicklung nicht erst mit vier bis fünf Jahren die sensible Phase erreicht, son-
dern mit zwei Jahren beginnt. Daher ist es notwendig, das innerhalb der Tageseinrich-
tungen verstärkt zu fördern. Das tun wir mit jedweder Sprachförderung. Es ist auch 
besonders wichtig, dass die Fachberatung für Sprachfragestellungen gut gefördert 
wird. Wir kommen aber wieder an demselben Punkt an, an dem wir heute schon ein 
paar Mal waren: Die alltagsintegrierte Sprachförderung ist diejenige, die den Sozialraum 
miteinbezieht, gerne auch mehrsprachig, die aber auch dafür sorgt, dass Kinder in einer 
gewohnten Umgebung, ohne Stress und mit klaren Bezugspersonen jederzeit lernen. 

Ich füge noch einen Punkt hinzu, der für die bilinguale, mehrsprachige Förderung, 
glaube ich, besonders wichtig ist: Ein entscheidender Faktor ist nicht nur der didakti-
sche Ansatz innerhalb der Sprachförderung, sondern auch die Bereitschaft und die 
Möglichkeit der Eltern so etwas zu fördern. Dieser Punkt fehlt mir an vielen Stellen 
sehr, auch in der Diskussion um die ABC-Klassen. 

Michaela Mignogna (Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen): Es ging 
um die Finanzierungssituation in der Kindertagespflege und um die Konflikte, vor allem 
in Bezug auf die Voraussetzungen nach § 24 KiBiz. 

Die Finanzierungssituation hängt natürlich von der Auslastung ab, da die Kommunen 
die laufenden Geldleistungen bestimmen. Das heißt: Eine Kindertagespflegeperson 
kann nur dann auskömmlich arbeiten, wenn sie mit den Kindern voll ausgelastet ist. 
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Das ist im Moment ein riesengroßes Problem, von dem natürlich nicht nur die Kitas 
betroffen sind, sondern auch die Kindertagespflege betroffen ist. Die Kindpauschale 
sorgt dafür, dass wir in eine immer stärkere Konkurrenz mit den Kitas geraten. Das 
wiederum führt dazu, dass immer mehr Kindertagespflegepersonen aufhören müssen, 
weil sie ihre Plätze nicht mehr belegt bekommen. 

Wir haben ein Problem der Sichtbarkeit, das sich ein Stück weit heute auch hier dar-
stellt. Wir können nur dann verlässlich arbeiten, wenn eine gewisse Sichtbarkeit 
herrscht. Wir wünschen uns wirklich sehr, dass die Sichtbarkeit der Kindertagespflege 
vom Landtag aus auf allen weiteren Ebenen ein wenig erhöht wird. Nur wenn Eltern 
wissen, dass es die Kindertagespflege als verlässliche Betreuungsform gibt, können sie 
sich auch für diese entscheiden. Wir stellen fest, dass wir da noch Nachholbedarf haben. 

Das Zuzahlungsverbot in NRW führt natürlich auch dazu, dass die Auskömmlichkeit 
und die Finanzierung davon abhängig sind, ob die Kommunen die laufenden Geldleis-
tungen so festlegen, dass Kindertagespflegepersonen von dem Verdienst leben können. 

Die QHB-Qualifizierung ist ein weiterer Punkt. Es ist natürlich sehr begrüßenswert, 
dass wir immer weiter vorangehen, dass wir die Qualität hochhalten wollen. Wir müs-
sen aber immer wieder feststellen, dass das viele Kommunen nicht dazu treibt, die 
Qualifizierungssteigerung anzuerkennen, indem die laufende Geldleistung angepasst 
wird. In vielen Kommunen wird Qualität zwar als schön angesehen und auch gefordert, 
sie spiegelt sich aber nicht im Verdienst wider. Auch das ist eine Finanzierungssitua-
tion, unter der die Kindertagespflege leidet. 

Ein Punkt, den ich vorhin schon kurz angesprochen habe, ist die mittelbare Arbeit. Es 
ist gut, dass mittelbare Arbeit inzwischen in Teilen vergütet wird. Die Steigerung der 
Bürokratie – das gilt vor allen Dingen für die Bildungsdokumentation, wenn sie für uns 
tatsächlich verpflichtend hinzukommen sollte – führt aber dazu, dass auf die Kinderta-
gespflegeperson Arbeit zukommt, die letztendlich nicht vergütet wird. 

Sandra van Heemskerk (komba gewerkschaft nrw): Die Ausbildungsoffensive um-
fasst im Gesetzentwurf mehrere Punkte. Erst mal möchte ich grundsätzlich sagen, 
dass wir uns immer darüber freuen, wenn darauf sehr der Fokus gelegt wird. 

Ein Beispiel ist, dass bei den Praxisanleitungen noch mal nachgesteuert wird. Wir ha-
ben in den letzten Jahren immer darauf hingewiesen, dass insbesondere Absolventen 
und Absolventinnen der PiA-Ausbildung sehr häufig die Kandidatinnen und Kandida-
ten für einen Abbruch sind bzw. am Ende, wenn sie fertig sind, nicht im Kita-Bereich 
landen, weil sie durch die dreijährige Ausbildung und die oft nicht verhältnismäßige 
Verantwortung, die sie in den Kitas aufgrund der Personalsituation schon getragen 
haben, dem System schon direkt nach der Ausbildung den Rücken kehren. 

Wir wünschen uns noch mehr Unterstützung durch Praxisanleitungen und eine Sicht-
weise der Träger dahin gehend, dass Menschen in Ausbildung eigentlich aus der zwei-
ten Reihe blicken und erst am Ende der Ausbildung zum Ausprobieren in der vorderen 
Reihe einsteigen sollten. Wir wünschen uns, dass wir mit denen behutsam umgehen, 
weil wir wollen, dass sie am Ende auch im Kita-Bereich landen. Wir wünschen uns 
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auch, dass von dem einen oder anderen Träger die Anmerkung kommt: Das Geld, das 
da drinsteckt, reicht nicht aus. 

Gerade bei den PiA-Absolventen muss gesehen werden, dass viele Träger durch sie 
Geld sparen, indem Absolventen auf die Personalkraftstunden angerechnet werden. 
Das kritisieren wir immer wieder – das habe ich eben gesagt –: Denn dadurch bekom-
men sie unserer Meinung nach schon zu viel Verantwortung und werden dadurch be-
lastet. 

Ich möchte Folgendes noch anmerken. Ich finde es gut, dass im Gesetz auf das Thema 
„Kinderpflegerinnen“, also auf die Möglichkeit, zu schauen, wer im System ist und zur 
Erzieherin weitergebildet werden kann, noch mal ein Blick geworfen wird. Ich finde, 
dass das auch ein guter Punkt ist, um für diesen Bereich so viele Fachkräfte wie mög-
lich auszubilden und die Qualität zu gewährleisten. 

Bettina Konrath (Landesverband Kindertagespflege NRW): Die Finanzierung ist 
das große Problem – das habe ich vorhin schon angesprochen. Die Zahl der Kinder-
tagespflegepersonen geht zurück. Wir haben geringere Geburtenzahlen, und wir ha-
ben die neuen Kitas, die ihre Plätze natürlich auch belegen wollen. 

Die Problematik ist häufig, dass die Kindertagespflege nicht sichtbar ist. Das wurde 
eben schon gesagt. Auch im Rahmen des KiBiz geht es in der öffentlichen Diskussion 
immer um die Kitas, und die Kindertagespflege spielt praktisch keine Rolle. Daher 
danke ich denjenigen von Ihnen – es waren wenige –, die auch die Kindertagespflege 
in die Stellungnahmen aufgenommen haben, damit die auch mal transparent werden. 

Wir brauchen bei den Kommunen vor Ort Sichtbarkeit der Kindertagespflege. Nehmen 
wir die existierenden Portale zu den Kindertagesbetreuungsangeboten: Häufig kommt 
die Kindertagespflege darauf nicht vor. Das heißt nicht, dass ich mich dafür einsetze, 
dass jede Kindertagespflegeperson dort erscheinen sollte, sondern ich setze mich da-
für ein, dass die Eltern eine Wahlmöglichkeit haben und sich informieren können. Es 
gibt Kitas, es gibt die Kindertagespflege, und nur wer von etwas weiß, kann es auch in 
Anspruch nehmen. 

Dass weniger Kindertagespflegepersonen tätig sind – es verlassen einige den Job –, 
heißt häufig, dass vor Ort Fachberatungen abgebaut werden. Das ist auch eine Proble-
matik. Es gibt zunehmend Kinder aus schwierigen Familiensituationen, für die wir in 
der Fachberatung sehr gut Zeit gebrauchen könnten. Wir bräuchten Zeit dafür, mit den 
Kindertagespflegepersonen darüber zu sprechen und sie auf die Situation vorzubereiten. 

In der Bedarfsplanung muss die Kindertagespflege genauso transparent vorkommen 
wie die Kitas. Die alltagsintegrierte Sprachbildung beginnt nicht erst in der Kita, son-
dern gerade auch in der Kindertagespflege. 

Florian Strecker (Katholisches Büro NRW): Herr Kamieth, vielen Dank für die Frage. 

Die Frage zielte auf den Bereich der Sprachbildung, darauf, wie wir den Aufwuchs der 
Mittel beurteilen, ab. Grundlegend kann ich an dieser Stelle erst mal sagen: Sprache und 
damit Sprachbildung als Grundvoraussetzung für unseren gesellschaftlichen Zusammen-
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halt können gar nicht hoch genug gehangen werden. Insofern erachten wir das natürlich 
als unbedingt notwendig und begrüßen diesen Aufwuchs der Mittel. Wir begrüßen ihn 
dann, wenn der Aufwuchs zielgerichtet und vor allem auch nachhaltig ist, wenn er 
nachhaltig im System verankert wird, wenn die Mittel, die zusätzlich bereitgestellt werden, 
dauerhaft bereitgestellt werden. 

Ich möchte noch einen anderen Aspekt hinzufügen. Hier in der Diskussion erleben wir 
teils das Nebeneinander der Kitas und der ABC-Klassen. Ich halte es für unbedingt 
notwendig, dass wir den Blick für das über das System hinausgehende öffnen, dass 
wir Schule und Kita miteinander verzahnt denken. Die Kita-Kinder sind die Schulkinder 
von morgen, und deshalb ist es wichtig, dass wir die Systeme nicht nebeneinander 
behandeln, sondern miteinander denken. Sie bedingen sich gegenseitig. 

Übergeordnet müssen wir natürlich sagen, dass alltagsintegrierte sprachliche Bildung 
in den Einrichtungen umso besser funktioniert, je besser die Einrichtungen personell, 
finanziell, baulich usw. – ich kann das jetzt fortsetzen – ausgestattet sind. Wir müssen 
auf ein auskömmliches System abzielen. 

Dr. Fritz Jaeckel (Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen): Ich kann mich 
den Vorrednern, insbesondere Herrn Walhorn, Herrn Jentgens, Herrn Stewart und 
Herrn Strecker, anschließen, gerade hinsichtlich der Sprachbildung, der alltagsinte-
grierten und alltagsbegleitenden Sprachausbildung. 

Ich möchte noch mal auf den Gesetzentwurf hinweisen, weil ich aus den §§ 18, 19 und 
45 – insbesondere aus dem letzten Paragrafen – und den dort verankerten Regelun-
gen zu den plusKITAs und den Chancen-Kitas ein System herausgelesen habe. Im 
Gegenteil zu dem Eindruck, der hier schon geäußert worden ist, sehe ich dieses Sys-
tem so, dass Kitas für die Sprachbildung gestärkt und unterstützt werden sollen. Das 
zeigt auch die finanzielle Ausstattung mit weiteren 50 Millionen Euro. Aufgrund der 
Erfahrungen, die später im schulischen Bereich mit der Sprachausbildung gemacht 
werden, halte ich es allerdings auch für notwendig, dass dort früh und sehr umfang-
reich unterstützt und gefördert wird. 

Nach einer Kita-Reform ist vor einer Kita-Reform. Wenn die Landesregierung und die 
regierungstragenden Fraktionen mehr tun wollen, dafür Geld verwenden wollen, halte 
ich das für richtig. 

Herr Jentgens, die Kurve von Herrn Thielemann hat mich auch beeindruckt. Ich kannte 
die vorher nicht. 

Im Ergebnis sage ich: Das ist ein entstehendes System, und man ist am Anfang. Es 
gibt natürlich die Sprachausbildung in der normalen Kita-Erziehung und die Hinwen-
dung zu den plusKITAs und den Chancen-Kitas analog zu dem System der Chancen-
Schulen. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Wir haben noch 15 Minuten. Ich schlage vor, 
dass wir eine sehr schnelle Runde machen, weil wir um 14.00 Uhr hier raus müssen. 
Wenn die Fragen schnell gestellt werden und die Antworten genauso schnell kommen, 
dann bekommen wir das hin. 
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Jens Kamieth (CDU): Ich habe eine Frage an die Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege und an das Katholische Büro zu den Kita-Helfern. Kita-Helferinnen und 
Kita-Helfer sind schon heute ein fester Bestandteil der Kitas, weil sie das pädagogi-
sche Personal super unterstützen und entlasten. Können Sie bitte darlegen, welche 
konkrete Bedeutung Kita-Helferinnen und -Helfer im Kita-Alltag haben und inwiefern 
es aus Ihrer Sicht wichtig ist, dass alle Einrichtungen davon profitieren können, was 
wir durch den Nachtrag noch einmal verdeutlicht haben? 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Meine letzte Frage richtet sich an ver.di und an die GEW. 
Wir haben eben schon vom Kinderschutzbund gehört, dass mit dieser Reform sehr 
viele Gestaltungsmöglichkeiten in Verordnungsermächtigungen ausgegliedert werden, 
beispielsweise in die Personalverordnung. In dem Änderungsantrag ist jetzt beispiels-
weise bei Kern- und Randzeiten die Rede davon, dass zum Beispiel Kinderpflegerinnen 
und Kinderpfleger eingesetzt werden können. Welche Gefahren sehen Sie, wenn sehr 
viel von dem Prozess, den der Gesetzgeber mitgestalten kann, auf Basis dieses Ge-
setzes in Verordnungen und im konkreten Fall in die Personalverordnung ausgelagert 
wird? 

Norika Creuzmann (GRÜNE): Meine Frage richtet sich an den LVR und an den LWL. 
Es geht noch mal um die Kindertagespflege. Die KiBiz-Reform eröffnet die Möglichkeit, 
Springerkräfte in der Tagespflege einzusetzen. Sie fordern eine Höchstgrenze: Könn-
ten Sie beziffern, wo diese Höchstgrenze liegen soll? 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Vielen Dank. – Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. 

(Yvonne Gebauer [FDP]: Die Herrschaften sind schon weg!) 

– Das ist natürlich schade. Das müssen wir dann anderweitig klären. 

Sandra Clauß (Landschaftsverband Rheinland): Wir halten eine Änderung der ak-
tuellen Regelung bezüglich der Springerkräfte eigentlich nicht für erforderlich. Im Mo-
ment sind es acht Kinder, die nicht gleichzeitig anwesend sind. Wenn Personen in den 
Vertretungsstützpunkten tätig sind, ist das immer nur für eine ganz kurze Zeit. Da ist 
das Risiko natürlich ein Stück weit höher. Wir plädieren also dafür, dass die derzeitige 
Regelung bestehen bleibt. 

Stephan Jentgens (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen): Wir haben im Jahr 2023 schon eine 
Position zum KiBiz und zur Novelle beschrieben. In diese haben wir verschiedene Be-
rufsgruppen und Qualifizierungen einbezogen, die ich kurz benennen möchte. Die 
Kita-Helfenden kommen dabei vor. 

Wir gehen davon aus, dass der Alltag hinsichtlich der Betreuung, Bildung und Erzie-
hung von sozialpädagogischen Fachkräften geprägt sein muss. Die gehören selbst-
verständlich dazu und können von pädagogischen Ergänzungskräften unterstützt 
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werden. Pädagogische Zusatzkräfte – dazu zählen pädagogische Berufsgruppen wie 
Therapeutinnen – können multiprofessionelle Teams verstärken. Wir sagen sogar, 
dass es auch profilunterstützende Kräfte gibt, die nicht als pädagogisches Personal, 
aber mit einer Qualifizierung zum Beispiel im Medienbereich gut mitwirken können. 

Darüber hinaus gibt es alltagsunterstützende Kräfte, und zu diesen gehören die Kita-
Helfenden, die in den nicht pädagogischen Bereichen wichtige Dienste leisten und die 
Fach- und Ergänzungskräfte maßgeblich entlasten können. Weil das so ist, war es uns 
wichtig, dass jede Kita die Möglichkeit erhält, Kita-Helfende einzusetzen. 

In diesem Zusammenhang haben die regierungstragenden Fraktionen auch noch ein-
mal gehört, dass der finanzielle Ansatz für die Kita-Helfenden zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht einfach auf weitere Kreise verteilt werden kann. Die regierungstragenden Frakti-
onen haben sich dann aufgemacht und eine gute zusätzliche Unterstützung in Höhe 
von 32 Millionen Euro, wenn ich das richtig im Kopf habe, ermöglicht, um Kitas die 
Unterstützung durch Kita-Helfende zu ermögliche – unabhängig davon, ob eine Kita 
groß oder klein ist. Das unterstützt den Arbeitsalltag in den Einrichtungen tatsächlich 
und ist, wie wir glauben, eine echte Entlastung für die Fachkräfte. Das hat im Kita-
Alltag eine erhebliche Bedeutung. Herzlichen Dank dafür! 

Stephan Osterhage-Klingler (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): 
Es ging um die Regelung im Gesetz, im Nachgang an vielen Stellen bestimmte Sachen 
über Verordnungen zu regeln. Das sehen wir grundsätzlich … An manchen Stellen 
muss schnell reagiert werden – das ist klar. Trotzdem ist es natürlich wichtig, dass 
auch an den Stellen ein genauer Prozess stattfindet. Gerade das Beispiel der Perso-
nalverordnung zeigt das recht gut. Die letzte Änderung wurde ohne größere Beteili-
gung im Nachgang vorgenommen, und dann hat sich herausgestellt, dass diese aus 
unserer, aus gewerkschaftlicher Sicht zu vielen Problemen führt. 

Hinsichtlich der Kern- und Randzeiten geht es zwar um Kinderpflegerinnen, die Per-
sonalverordnung gibt für Ergänzungskräfte aber ja eine ganze Menge mehr Personen-
gruppen als die Kinderpflegerinnen wieder. Es muss genau geschaut werden, wer 
dann alles unter diesen Punkt fällt. Wir haben das heute immer nur auf die Gruppe der 
Kinderpflegerinnen reduziert. 

Ich finde es wichtig, an dieser Stelle zu sagen, dass die Ergänzungskräfte qualifiziertes 
Personal sind – das ist völlig klar. Sie sind aber für bestimmte Aufgaben qualifiziert. 
Sie sind Ergänzungskräfte, welche die Fachkräfte, die Erzieherinnen, die sozialpäda-
gogischen Fachkräfte ergänzen, aber nicht ersetzen können – genau die Gefahr be-
steht aus unserer Sicht aber. 

Es wurde immer wieder gesagt, dass das ja eine Kann-Regelung sei. Auf die Perso-
nalverordnung müsse nicht zurückgegriffen werden. Es ist aber auch sehr deutlich ge-
worden, dass der Finanzdruck groß ist. Daher gehen zumindest wir davon aus, dass 
in den nächsten Jahren sehr viele Träger gezwungen sein werden, genau dieses Mo-
dell zu fahren und über die Personalverordnung andere Besetzungen vorzunehmen. 
Das sehen wir als große Gefahr. Darum ist es uns wichtig, das klar in einem Gesetz-
gebungsverfahren und nicht später über Verordnungen zu regeln. 
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Florian Strecker (Katholisches Büro NRW): Die Antwort knüpft im Grunde an die 
Antwort von Herrn Jentgens von der LAG FW an. Wir sehen die Alltagshelfenden auch 
als einen wichtigen Baustein für die Entlastung des Fachpersonals und können diesen 
zusätzlichen Schritt, der vorgelegt wurde, nur begrüßen. Insbesondere dass die All-
tagshelfenden nun unabhängig von der Einrichtungsgröße bezuschusst finanziert wer-
den, ist für uns als Träger einer Vielzahl kleinerer Einrichtungen mit bis zu drei Grup-
pen elementar wichtig. Das sind knapp 1.400 Einrichtungen im Lande, die jetzt auch 
verstärkt von dieser Möglichkeit profitieren können. Insofern ist das für uns wichtig. 
Danke, dass Sie das zusätzlich auf den Weg gebracht haben! Ich gehe davon aus, 
dass auch die Beantragung im Rahmen dieses Programms zukünftig einfacher werden 
wird, als sie es in der Vergangenheit war. 

Philipp Stewart (ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirk 
Nordrhein-Westfalen): Herr Maelzer, danke für die Frage. Herr Osterhage-Klingler 
von der GEW hat schon ein paar Dinge dazu gesagt. 

Aus unserer Sicht hat die letzte Novellierung der Personalverordnung nicht zu einem 
massiven Personalaufwuchs geführt, weil es auf dem Arbeitsmarkt nicht so viele Kräfte 
gibt. Eingang gefunden hat zum Beispiel der Einsatz von Gymnastiklehrerinnen auf 
Ergänzungskraftstunden. 

Sofern angedacht ist, die Personalverordnung in einem nächsten Schritt noch weiter 
aufzufächern, schließe ich mich meinem Kollegen an: Es ist zu wichtig, um es nur in 
einer Verordnung zu regeln. 

Ich habe noch einen Hinweis: Es gibt auch den Rechtskreis der Tarifverträge, die für 
viele dieser Profile, die nur auf Fach- oder Ergänzungskraftstunden eingesetzt werden 
können, nicht die gleiche Vergütung wie für klassisch ausgebildete Erzieherinnen und 
Kinderpflegerinnen vorsehen. Deswegen wäre es sehr ratsam, auch in die Tarifver-
träge zu schauen – egal, bei welcher angestrebten Novellierung. Für Beratung dazu 
stehen wir gerne zur Verfügung. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann: Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der 
heutigen Anhörung. Ich bedanke mich noch einmal ausdrücklich bei Ihnen als Sach-
verständige für Ihre Expertise. 

Ich erinnere daran, dass die nächste Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und 
Jugend am 30. April 2026 stattfindet. 

Ich schließe die Sitzung. Haben Sie noch einen schönen Nachmittag! 

 gez. Wolfgang Jörg Eileen Woestmann 
 Vorsitzender stellv. Vorsitzende 

Anlage 
12.05.2026/12.05.2026 
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